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Das Regierungspräsidium Karlsruhe erlässt auf den Antrag der TransnetBW GmbH im 

Auftrag und namens der Vorhabenträgerinnen MVV Netze GmbH und DB Energie 

GmbH vom 22.09.2023 gemäß §§ 43 ff. Energiewirtschaftsgesetz (EnWG), §§ 72 ff. 

Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) und §§ 1 ff. des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) folgenden 
 

 

Planfeststellungsbeschluss: 
 

A.  Verfügender Teil 

 

I. Feststellung des Plans 

 

Der Plan für die Baufeldfreimachung für den Bau des Umspannwerks Mannheim 

durch Leitungsverlegung und Masttausch der 110-kV-Gemeinschaftsleitung der 

der MVV Netze GmbH (Anlage GKM-UW4) vom Mast 404 (512/3420) und DB 

Energie GmbH (Anlage BL512) bis einschließlich zum Mast 406 (512/3418), 

jeweils auf der Gemarkung Mannheim, wird festgestellt. 

 

II. Planunterlagen 

 

Der festgestellte Plan umfasst einen Ordner. Alle Festsetzungen dieses 

Beschlusses gehen den Angaben und zeichnerischen Darstellungen der 

Bevollmächtigten in den Planunterlagen vor, soweit sie davon abweichende 

Regelungen beinhalten. Während des Verfahrens schriftlich gegebene 

Zusicherungen sind Bestandteil der festgestellten Planung.  
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Die festgestellten Planunterlagen umfassen im Einzelnen:  

 

Unterlage Bezeichnung Maßstab Datum 

1 Erläuterungsbericht - 22.09.2023 

2 Übersichtsplan  1:10.000 25.11.2022 

3 Lagepläne   

Blatt 1 Lageplan Mast Nr. 404 (512/3420) – 

Mast Nr. 406A (512/3418A) 

1:1.000 23.08.2023 

Blatt 2 Lageplan Mast Nr. 404 (512/3420) – 

Mast Nr. 406A (512/3418A) 

1:1.000 23.08.2023 

4 Längenprofilpläne   

Blatt 1 Längenprofilplan Mast Nr. 404 

(512/3420) – Mast Nr. 406A (512/3418A) 

1:2.500 / 

1:500 

16.06.2023 

Blatt 2 Längenprofilplan Mast Nr. 406A 

(512/3418A) – Mast Nr. 408 (512/3416) 

1:2.500 / 

1:500 

16.06.2023 

5 Mastliste  16.06.2023 

6 Rechtserwerbsverzeichnis und -plan   

6.1 Rechtserwerbsverzeichnis 

(verschlüsselt) 

- 23.08.2023 

6.2 Rechtserwerbsplan 1:1.000 14.08.2023 

7 Kreuzungsverzeichnis - 28.04.2023 

8 Umweltunterlagen -  

8.1 Schallprognose - 24.05.2023 

8.2 EMF-Prognose - 03.05.2023 

8.3 UVP-Vorprüfung 

- nur nachrichtlich - 

- 04.05.2023 

8.4 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung - 04.05.2023 

9 Erläuterungsbericht wasserrechtliche 

Untersuchung 

- 28.08.2023 
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III. Wasserrechtliche Erlaubnis 

 

1. Die wasserrechtliche Erlaubnis gemäß §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1 Nr. 4 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 43 Abs. 2 Wassergesetz für Baden-

Württemberg (WG) für das dauerhafte Einbringen fester Stoffe in das 

Grundwasser in Form von Bohrpfahlfundamente der neu zu errichtenden 

Masten 405A (512/3419A) und 406A (512/3418A) wird erteilt. 

 

2. Die Erlaubnis wird nach Maßgabe folgender Nebenbestimmungen erteilt: 

 

2.1. Die unter A. V. 4 für das planfestgestellte Vorhaben formulierten 

Nebenbestimmungen sind auch für die wasserrechtliche Erlaubnis 

verbindlich. 

 

2.2. Die Anlage ist plan- und bestimmungsgemäß und nach den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik auszuführen (DIN 18302). 

 

2.3. Die Arbeiten sind mit gebotener Sorgfalt auszuführen, damit das 

Grundwasser nicht verunreinigt wird. 

 

2.4. Durch die ins Grundwasser einzubringenden Bauwerke dürfen keine Stoffe 

ins Grundwasser abgegeben werden, die seine Qualität verschlechtern oder 

nachteilig verändern können. Die Verwendung von auswasch- oder 

auslaugbaren und wassergefährdenden Materialien ist verboten. 

Entsprechende Dokumentationen sind zu führen und Nachweise zu 

erbringen. 
 

2.5. Durch die Bohrmaßnahmen dürfen keine wassergefährdenden Stoffe in den 

Boden oder ins Grundwasser eingetragen werden. 
 

2.6. Vor Ort ist in ausreichender Menge Bindemittel zur Aufnahme von 

Tropfverlusten vorzuhalten. Tropfverluste sind mit geeignetem Bindemittel 

unverzüglich aufzunehmen und ordnungsgemäß zu entsorgen. 
 

2.7. Zur Einhaltung der für die Bauausführung maßgebenden Neben-

bestimmungen sind die beauftragten Firmen sowie die Bauleitung von diesen 

in Kenntnis zu setzen. 
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2.8. Die Lagerung wassergefährdender Stoffe (z. B. Kraftstoffe, Öle, Fette, etc.) 

wie auch die Lagerungen von Baustoffen innerhalb der Baustelle muss so 

erfolgen, dass eine Untergrundverunreinigung bzw. Verunreinigung des 

Grundwassers nicht zu besorgen ist. 

 

2.9. Weitere Nebenbestimmungen im öffentlichen Interesse, insbesondere für 

den Grundwasserschutz, bleiben vorbehalten. 
 

3. Es ergehen folgende Hinweise: 

 

3.1. Änderungen gegenüber dieser Erlaubnis wie z. B. Eigentümerwechsel, 

Firmennamensänderung, bedürfen der schriftlichen Anzeige und u. U. der 

vorherigen Erlaubnis. 

 

3.2. Für eventuell erforderliche Grundwasserabsenkung bzw. Grundwasser-

haltung ist eine wasserrechtliche Erlaubnis notwendig, die von diesem 

Planfeststellungsbeschluss nicht umfasst ist. 
 

3.3. Sollten durch die Durchführung des Vorhabens wasserrechtliche Belange 

einer Eisenbahnbetriebsanlage des Bundes (z. B. einer Entwässerungs-

anlage der DB Netz AG) berührt sein oder wasserrechtlich zu genehmigende 

Tatbestände hinsichtlich der überquerten Infrastruktur der Eisenbahn des 

Bundes verursachen, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis notwendig, die von 

diesem Planfeststellungsbeschluss nicht umfasst ist. 

 

IV. Andere öffentlich-rechtliche Gestattungen 

 

Alle sonstigen für die Durchführung des Vorhabens erforderlichen öffentlich-

rechtlichen Gestattungen werden gemäß § 75 Abs. 1 S. 1 LVwVfG durch die 

Planfeststellung ersetzt. 
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V. Nebenbestimmungen, Maßgaben und Hinweise 

 

1. Allgemeines 
 

1.1 

Die Vorhabenträgerinnen haben alle voraussichtlich Betroffenen in geeigneter Weise 

(z. B. durch Aushang in betroffenen Wohngebieten, Bekanntmachung im Internet, 

Briefpost) über sämtliche Baumaßnahmen vorab umfassend zu informieren. Sie muss 

insbesondere informieren über die planmäßige Dauer der jeweiligen Baumaßnahme 

und die damit absehbar einhergehenden Beeinträchtigungen. Vor jeder Baumaß-

nahme ist außerdem die Stadt Mannheim rechtzeitig zu informieren. 

 

1.2 

Die Abwicklung des Baustellenverkehrs und die Verkehrsregelung während der 

jeweiligen Baumaßnahme sind bei der Planung der konkreten Ausführung mit der 

betroffenen Stadt im Einzelnen abzustimmen. Vorübergehende verkehrliche 

Einschränkungen wie beispielsweise Straßensperrungen oder Umleitungen, die 

Brandschutz und Rettungsdienst beeinflussen können, sind mit den betroffenen 

Gemeindefeuerwehren abzustimmen und auch dem Rettungsdienst mitzuteilen. 

 

1.3 

Die Baumaßnahme ist entsprechend den DIN-Vorschriften, insbesondere DIN VDE 

0210 und DIN EN 50341 und den allgemein anerkannten Regeln der Technik 

auszuführen. 
 

2. Naturschutz und Landschaftspflege 

 

2.1 

Sämtliche Maßnahmen und Maßgaben gemäß der artenschutzrechtlichen Prüfung 

sind für die Vorhabenträgerinnen verbindlich. Sie muss sicherstellen, dass die 

Maßnahmen durchgeführt und die Maßgaben beachtet werden.  

 

Alle Maßnahmen gemäß der artenschutzrechtlichen Prüfung müssen zu dem 

Zeitpunkt oder in dem Zeitraum, der in der Beschreibung der Maßnahme festgelegt ist, 

umgesetzt werden. Soweit keine zeitliche Vorgabe enthalten ist, muss die Maßnahme 

spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der jeweiligen Baumaßnahme umgesetzt sein. 
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2.2 

Sämtliche Bauarbeiten sind von ökologisch und faunistisch qualifiziertem 

Fachpersonal zu begleiten (ökologische Baubegleitung). Die ökologische 

Baubegleitung hat die Maßnahmen zum Artenschutz sowie die Vermeidungs- und 

Minimierungsmaßnahmen zu gewährleisten. Sie hat sicherzustellen, dass die 

Maßgaben beachtet und die Maßnahmen fachgerecht umgesetzt werden. Die 

ökologische Baubegleitung hat die Maßgaben und Maßnahmen anhand des 

Baufortschrittes fortlaufend fortzuschreiben. Soweit erforderlich und möglich, muss sie 

Maßgaben und Maßnahmen anpassen und optimieren.  

 

Rechtzeitig vor Baubeginn ist die verantwortliche Ansprechperson der ökologischen 

Baubegleitung der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde bei der Stadt Mannheim 

mitzuteilen. Die durch die ökologische Baubegleitung vorgenommene, digitale 

Dokumentation ist der Unteren Naturschutzbehörde bei der Stadt Mannheim zu 

übersenden. 

 

3. Artenschutz 

 

3.1 

Die Ergebnisse der faunistischen und floristischen Kartierungen sind in das Arter-

fassungsprogramm der LUBW/AEP-online einzutragen. 

 

3.2 

Für die Flächen auf dem Kraftwerksgelände sind die Vorgaben aus der artenschutz-

rechtlichen Ausnahmegenehmigung des Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 

13.07.2022 für das Vorhaben „Neubau Umspannwerk Mannheim“ zu beachten. 

 

3.3 

Für die Flächen auf dem Kraftwerksgelände sind ferner folgende Vermeidungs- und 

FCS-Maßnahmen, die im Rahmen der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung der 

Stadt Mannheim für das Vorhaben „Neubau Umspannwerk Mannheim“ vom 

25.08.2022, Az.: 202210977/67.32-WM vorgesehen sind, zu beachten: 

 

 Umsetzen von Mauereidechsen (V1): Spätestens in der Fangperiode vor 

Baubeginn sind etwaig vorhandene Mauereidechsen aus dem Bereich des 

Baufeldes in umgebende, geeignete Flächen (z. B. nordöstlich gelegene 

Bahnnebenflächen) umzusetzen. Das Fangen muss mittels Schlinge bzw. bei 

Jungtieren von Hand (ggf. unter Zuhilfenahme eines Schwammes) erfolgen. Die 

Fangperiode umfasst den Zeitraum nach der Überwinterung und vor Ablage der 
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Eier (Mitte März bis Anfang Mai eines Jahres) und/oder den Zeitraum nach dem 

Schlupf und vor der Überwinterungszeit (Mitte August bis Ende September 

eines Jahres). 

 

Alle potenziellen Versteckstrukturen (Bewuchs, Steinplatten, Holzstücke etc.) 

sind sukzessive von der Fläche zu entfernen. Vegetation ist kurz abzumähen 

und abzutragen. 

 

Mit dem Bau darf erst begonnen werden, wenn keine Tiere mehr gefangen 

werden können. 

 

Gefangene Tiere sind in geeignete Habitate der Umgebung (z. B. an 

Bahnanlagen) umzusetzen. 

 

 Bauzeitliches Unattraktiv-gestalten des Baufelds (V2): Das Baufeld für den 

Rückbau des Mastes 405 (512/3419) ist unmittelbar nach Abschluss der 

Umsiedlung unattraktiv zu gestalten (Vegetation abziehen, verdichten; in 

schwer zu verdichtenden Böschungsbereichen kann auch lichtdichte Folie 

ausgelegt werden. Die Flächen sind vegetationsfrei zu halten. Dieser für 

Eidechsen unattraktive Zustand ist bauzeitlich sicherzustellen. 

 

 Gestaltung der zu begrünenden „Nebenflächen“ (=FCS für Mauereidechse) 

(G1): Die nicht versiegelten Nebenflächen des Umspannwerks sind mit Rasen 

bzw. mit Schotterrasen zu begrünen. Hierbei ist auf die Verwendung „magerer“, 

sandiger Böden zu achten. Teilbereiche dieser Fläche, die nicht regelmäßig 

zugänglich gehalten werden müssen, können mit blütenreichen Saatgut-

mischungen begrünt und extensiv gepflegt werden. Teilbereiche können durch 

eidechsengeeignete Strukturen wie geschotterte Flächen oder Holzstöße 

aufgewertet werden. 

 

3.4 

Folgenden Vermeidungsmaßnahmen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 

sind umzusetzen: 

 

 Zeitliche Beschränkung der Rückschnittarbeiten (V3): Die Rückschnittarbeiten 

im Bereich der Gerüststellflächen sind auf das erforderliche Mindestmaß zu 

beschränken. Rückschnitte dürfen nur außerhalb der gesetzlichen 

Gehölzschonzeit jeweils zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar 

durchgeführt werden. 
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 Vermeidung flächiger Flächeninanspruchnahme von Reptilienlebensräumen 

(V4): Die flächige Inanspruchnahme von potenziellen Lebensräumen der 

Reptilien ist zu vermeiden. Die Schutzgerüste sind ausschließlich punktuell z. B. 

auf Betonfüßen etc. zu gründen. Eine vollflächige Schotterung der Bereiche als 

Fundament für die Schutzgerüste o. ä. ist zu vermeiden. 
 

4. Wasser 

 

4.1 

Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, ohne entsprechende Schutzvor-

kehrung gegen einen Eintrag dieser Stoffe in den Boden, ist unzulässig. Maschinen 

und Fahrzeuge dürfen nur auf befestigten Flächen betankt und gewartet werden. 

 

4.2. 

Ausgelaufene wassergefährdende Flüssigkeiten sind unverzüglich zu binden, restlos 

aufzunehmen und zu entsorgen. Die Vorhabenträgerinnen müssen sicherstellen, dass 

ausreichend Ölbindemittel vorgehalten wird. 

 

4.3 

Fahrzeuge und Geräte mit Verbrennungsmotoren sind bei längeren Arbeitsunter-

brechungen, etwa über Nacht, auf befestigten Flächen abzustellen. Kraftstoffanlagen 

und Hydrauliksysteme von Baumaschinen und Fahrzeugen sind vor dem Ersteinsatz 

und anschließend in regelmäßigen Abständen auf Dichtigkeit zu prüfen. 

 

4.4 

Wartungsarbeiten an den Baumaschinen sind ausschließlich außerhalb von Wasser-

schutzgebieten durchzuführen. Es sind biologisch abbaubare Schmierstoffe zu 

verwenden. 

 

4.5 

Während der Bauphase sind beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (Kraft- 

und Schmierstoffe) die Vorgaben der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zu beachten. 

 

4.6. 

Das anfallende Niederschlagwasser ist ortsnah zu versickern. Sollte eine temporäre 

Einleitung von Abwasser in den Abwasserkanal erforderlich werden, so ist dies bei der 

Stadtentwässerung Mannheim zu beantragen. 
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4.7 

Alle Masten und vorübergehend erforderliche Gerüste (einschließlich ihrer 

Gründungen) sind hochwassersicher, hinsichtlich der statischen Anforderungen den 

Abflussgegebenheiten angepasst und außerdem so zu errichten, dass es nicht zu 

Verklausungen und Abflusshindernissen oder zu einem Verlust von Retentionsraum 

kommen kann. 

 

4.8 

Die Vorhabenträgerinnen haben den baulichen und sicherheitstechnischen Zustand 

aller ihrer Anlagen zusätzlich nach Ablauf größerer Hochwässer zu überprüfen und 

dadurch entstandene Schäden unverzüglich zu beheben. 

 

5. Verkehr und Straßen 

 

5.1 

Vor Baubeginn sind sämtliche betroffenen Gebietskörperschaften rechtzeitig zu 

informieren. Auf die Belange der Straßenbauverwaltung ist bei Bauausführung 

Rücksicht zu nehmen. 

 

5.2 

Vollsperrungen im Straßennetz sind auf das absolut notwendige Maß zu beschränken. 

Diese und alle weiteren erforderlichen wegerechtlichen Maßnahmen sind im Einzelfall 

rechtzeitig vor Baubeginn mit den jeweils zuständigen Behörden abzustimmen. 

 

6. Feuerwehr und Katastrophenschutz 

 

6.1 

Sollten Hydranten (insb. Unterflurhydranten) zur Sicherstellung der Löschwasser-

versorgung in dem betreffenden Bereich liegen, so sind die Hydranten und die 

zugehörigen Hinweisschilder nach DIN 4066 immer frei von sämtlichen Gegenständen 

zu halten, um eine Erkennbarkeit des Hydranten und des Schildes im Einsatzfall zu 

gewährleisten. 

 

6.2 

Eine Durchfahrtsbreite von mindestens 3,5 m für Feuerwehrfahrzeuge ist permanent 

und dauerhaft sicherzustellen. 
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6.3 

Bei ggf. bestehende Feuerwehrzufahrten muss weiterhin ein Befahren unter 

Beachtung der Mindestfahrbahnbreiten sowie der erforderlichen Kurvenradien nach 

VwV Feuerwehrflächen möglich sein. 

 

6.4 

Die einzurichtenden Rettungspunkte für die Baustellen müssen dem Team 

Einsatzplanung 37.140 der Stadt Mannheim – Feuerwehr und Katastrophenschutz vor 

Baubeginn mitgeteilt werden. 

 

7. Bodenschutz und Altlasten 

 

7.1 

Der Beginn der Tiefbaumaßnahmen/Untergrundeingriffe ist der Unteren Bodenschutz-

behörde bei der Stadt Mannheim, Fachbereich Klima, Natur, Umwelt mit 

ausreichendem Vorlauf (5 Arbeitstage) unaufgefordert per Mail anzuzeigen. 

 

7.2 

Die im Gesamtvorhaben erforderlichen Untergrundeingriffe/Tiefbauarbeiten sind - 

unter Beachtung der Hinweise der Unteren Bodenschutzbehörde bei der Stadt 

Mannheim, Fachbereich Klima, Natur, Umwelt vom 08.01.2024 - durch einen 

Altlastengutachter begleiten und dokumentieren zu lassen. 

 

7.3 

Bei den erforderlichen Abgrabungen ist eine getrennte Lagerung von Ober- und 

Unterboden vorzunehmen. Erdaushub unterschiedlicher Eignung ist separat in Lagen 

auszubauen und entsprechend ordnungsgemäß nach der Verwaltungsvorschrift des 

Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall eingestuftem Bodenmaterial 

(VwV Boden) vom 14. März 2007 Tabelle 6-1 zu verwerten oder zu entsorgen. Beim 

Wiedereinbau sind die Bodenschichten entsprechend wiedereinzubringen und zu 

verdichten. In Bereichen mit gespannten Grundwasserverhältnissen sind die 

Baugruben nach unten hin abzudichten, um die natürlichen hydrogeologischen 

Verhältnisse wiederherzustellen. 

 

7.4 

Treten bei Erdarbeiten, Bodenbewegungen oder ähnlichem gefahrverdächtige 

Umstände auf, z. B. Bodenverunreinigungen in nicht nur geringfügigem Umfang, 

belastetes Schicht- oder Grundwasser, Gerüche bzw. Gasaustritte oder Abfälle, ist die 
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Untere Bodenschutzbehörde bei der Stadt Mannheim, Fachbereich Klima, Natur, 

Umwelt unverzüglich zu verständigen. 

 

7.5 

Werden konkrete Gefahren für den Einzelnen oder die Allgemeinheit (Umwelt) durch 

z. B. freigelegte oder austretende Schadstoffe, Austritt von giftigen oder explosiven 

Gasen u. Ä. festgestellt, sind die Arbeiten unverzüglich einzustellen und die Baustelle 

zu sichern. 

 

7.6 

Nach Abschluss der Maßnahme ist die Dokumentation des Altlastengutachters nach 

Nr. 2 der Unteren Bodenschutzbehörde bei der Stadt Mannheim, Fachbereich Klima, 

Natur, Umwelt unaufgefordert vorzulegen. 

 

7.7 

Der Beginn der Arbeiten ist der Unteren Abfallrechtsbehörde bei der Stadt Mannheim 

umgehend elektronisch mitzuteilen. 

 

7.8 

Eine ggf. erforderliche Zwischenlagerung von Abfällen hat so zu erfolgen, dass eine 

Gefährdung der Umwelt ausgeschlossen ist. 

 

7.9 

Mit Abschluss der Entsorgung ist der Unteren Abfallrechtsbehörde bei der Stadt 

Mannheim eine Übersicht (u. a. Abfallarten mit Abfallschlüssel, Menge, Ent-

sorgungswege) über die entsorgten Abfälle unverzüglich vorzulegen. 

 

8. Bahninfrastruktur und Bahnbetrieb 

 

8.1 

Es ist sicherzustellen, dass die betroffenen Bahnstrecken nicht beeinträchtigt werden.  

 

8.2 

Bei den Arbeiten sind die Schutzabstände nach DIN VDE 0105, DIN VDE 0115 und 

DIN VDE 0210 zu den Spannung führenden Teilen der Oberleitungsanlagen über den 

benachbarten Streckengleise einzuhalten. Von Standflächen, die von Personen 

betreten werden dürfen, sind die Mindestabstände zu Spannung führenden Teilen der 

Oberleitungsanlage nach DIN EN 50121*VDE 0115 und EN 50122-1 einzuhalten. 
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9. Immissionsschutz 

 

9.1 

Die Vorhabenträgerinnen haben sicherzustellen, dass schädliche 

Umwelteinwirkungen durch Lärm-, Geruchs-, Staub- und Erschütterungsimmissionen 

nach dem Stand der Technik vermieden und unvermeidbare schädliche 

Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt werden. Ferner sollen geräusch- 

und erschütterungsarme Bauverfahren bzw. Baumaschinen nach dem Stand der 

Lärmminderungstechnik verwendet werden. Die Vorhabenträgerinnen haben die für 

die Bauausführung beauftragten Firmen hierzu vertraglich zu verpflichten. 

 

9.2 

Die Vorhabenträgerinnen haben die Anlieger über die Baumaßnahmen, die 

Bauverfahren, die Dauer und die zu erwartenden Immissionsbeeinträchtigungen aus 

dem Baubetrieb vorab umfassend zu informieren. Die Pflicht umfasst auch die 

Information über etwaige Ansprüche auf Ersatzwohnraum und Entschädigung. Dazu 

sind auch ein Ansprechpartner sowie dessen Erreichbarkeit zu benennen. Auf 

Verlangen erstreckt sich die Informationspflicht auf die zuständige 

Immissionsschutzbehörde und die Planfeststellungsbehörde. 

 

9.3 

Während der Bauzeit haben die Vorhabenträgerinnen sicherzustellen, dass die 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm (AVV Baulärm) – 

Beilage zum Bundesanzeiger Nr.160 vom 01.09.1970 – beachtet wird. Bauarbeiten 

dürfen nur im Tageszeitraum (zwischen 07.00 Uhr und 20.00 Uhr) stattfinden 

 

9.4 

Soweit trotz Schutz- bzw. Minimierungsmaßnahmen die Richtwerte der AVV Baulärm 

überschritten werden, haben die Vorhabenträgerinnen den betroffenen Eigentümern 

(oder sonstig dinglich Berechtigten) von zu Wohnzwecken dienenden Gebäuden auf 

Verlangen eine Entschädigung in Geld zu zahlen.  

 

Die Höhe der Entschädigung orientiert sich am tatsächlich erlittenen Ertragsverlust, 

etwa in Folge einer aufgrund der Baustelle zulässigen Mietminderung. Sofern der 

Eigentümer (oder sonstig dinglich Berechtigte) die beeinträchtigten Wohnräume selbst 

bewohnt, entspricht die Entschädigung grundsätzlich der fiktiven zulässigen 

Mietminderung, die sich aus dem ortsüblichen Mietwert berechnet. Bei der 

Entschädigungszahlung an den Eigentümer (oder sonstig dinglich Berechtigten) ist ein 

etwaiger Zumutbarkeitsabschlag in Abzug zu bringen. 
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Kommt keine Einigung zwischen den Vorhabenträgerinnen und den Betroffenen über 

die Entschädigung zustande, bleibt die Entscheidung hierüber einem gesonderten 

Entschädigungsverfahren durch die zuständige Enteignungsbehörde vorbehalten. 

 

10. Denkmalschutz 

 

Werden im Zuge der Bauausführung Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von 

Sachen entdeckt, von denen anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung aus 

wissenschaftlichen, künstlerischen oder heimatgeschichtlichen Gründen ein öffent-

liches Interesse besteht, ist dies unverzüglich Denkmalschutzbehörde oder der Stadt 

Mannheim anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten 

Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die 

Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Diese 

Verpflichtung besteht nicht, wenn damit unverhältnismäßig hohe Kosten oder 

Nachteile verbunden sind und die Denkmalschutzbehörde es ablehnt, hierfür Ersatz 

zu leisten. 

 

Hinweis 

Auf die Ahndung der Ordnungswidrigkeiten nach § 27 DSchG wird hingewiesen. Die 

der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 

kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten 

schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

 

11. Arbeitsschutz 

 

Bei der Ausführung des Vorhabens sind die Baustellenverordnung und allgemeine 

Grundsätze (Maßnahmen des Arbeitsschutzes) nach § 4 des Arbeitsschutzgesetzes 

zu beachten. Die geltenden Vorschriften- und Regelwerke der gesetzlichen 

Unfallversicherungsträger (DGUV Vorschriften – Unfallverhütungsvorschriften, DGUV 

Regeln und DGUV Informationen sind zu berücksichtigen. 

 

12. Gefahrenabwehr und Leitungssicherheit 

 

12.1 

Die Vorhabenträgerinnen müssen durch geeignete Vorkehrungen sicherstellen, dass 

keine Versorgungsleitungen und sonstige Infrastruktureinrichtungen beschädigt 

werden. Insbesondere hat sie vor Baubeginn bei den jeweiligen Leitungsträgern den 

aktuellen Leitungsbestand abzufragen und den Montageabstand einzuhalten. 
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12.2 

Die Vorhabenträgerinnen haben einen Bauablaufplan zu erstellen und diesen sowie 

die Detail- bzw. Ausführungsplanung vor Baubeginn mit allen davon betroffenen 

Leitungsträgern abzustimmen. 

 

12.3 

Der Leitungsbestand darf nur mit Zustimmung des Leitungsträgers in seiner Lage und 

seinen Überdeckungshöhen verändert werden. Erforderliche Zustimmungen sind 

rechtzeitig bei dem jeweiligen Leitungsträger einzuholen. 

 

12.4 

Der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikations- und sonstigen Leitungen 

muss jederzeit sichergestellt sein. 

 

12.5 

Bei der Bauausführung sind die Kabel- und Leitungsschutzanweisungen bzw. 

Merkblätter der Deutsche Telekom Technik AG zu beachten. 

 

13. Kampfmittelbeseitigung 

 

Im Vorfeld der Baumaßnahme ist im Hinblick auf potentiell vorhandene Kampfmittel 

eine Gefahrenverdachtserforschung durchzuführen. Die Einzelheiten – auch zu den 

ggf. erforderlich werdenden Maßnahmen – sind mit dem Kampfmittelbeseitigungs-

dienst Baden-Württemberg oder mit einer anderen autorisierten Stelle abzustimmen. 

 

14. Vorbehalt 

 

Der Erlass weiterer Nebenbestimmungen bleibt vorbehalten. 
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VI. Zusagen 

 

Alle in diesem Planfeststellungsbeschluss ausdrücklich erwähnten sowie weitere der 

Planfeststellungsbehörde im Rahmen dieses Planfeststellungsverfahrens zugeleiteten 

schriftlichen Zusagen der Bevollmächtigten, die in der Verfahrensakte enthalten sind, 

werden hiermit für verbindlich erklärt, auch wenn sie nicht ihren ausdrücklichen 

Niederschlag in einer Maßgabe oder Nebenbestimmung gefunden haben. Sie sind 

Bestandteil dieses Beschlusses und gehen in Zweifels- und Konfliktfällen anderen 

Planaussagen der festgestellten Unterlagen vor. 

 

Im Übrigen hat die Bevollmächtigte Folgendes zugesagt: 

 

1. Leitungsträger 

 

1.1 Eigenbetrieb Stadtentwässerung Mannheim 

 

1.1.1 

Es wird ein lichter Mindestabstand größer 2,50 m der Fundamente (Außenkante) zum 

Abwasserkanal eingehalten.  

 

1.1.2 

Dem Eigenbetrieb Stadtentwässerung der Stadt Mannheim wird ein Nachweis 

vorgelegt, dass keine schädlichen Lasten auf den Abwasserkanal durch den Bau der 

Stützen einwirken.  

 

1.1.3 

Die Bevollmächtigte wird dem Eigenbetrieb Stadtentwässerung der Stadt Mannheim 

im Bereich der Leitungszone eine uneingeschränkte Wartung, Unterhaltung und 

Erneuerung sämtlicher vorhandener und geplanter Abwasserkanäle gewährleisten. 

 

1.1.4 

Eine Woche vor Baubeginn wird die Überprüfung der Abwasserkanäle in der Altriper 

Straße und in der Hochdorfer Straße bei dem Eigenbetrieb Stadtentwässerung der 

Stadt Mannheim, Kanalbetrieb beantragt. Nach Abschluss der Bauarbeiten wird eine 

erneute Überprüfung des Abwasserkanals der Stadt Mannheim beantragt. 

 

1.1.5 

Nicht mehr benötigte Entwässerungsleitungen werden am Anschluss verschlossen 

und verfüllt. 
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1.2 MVV Netze GmbH (Strom und Telekommunikation) 

 

1.2.1 

Im Grabenbereich werden die bestehenden Leitungen fachgerecht mit Dielen o. Ä. 

abgefangen und gegen Lageveränderungen gesichert. Punktuelle Aufhängungen mit 

Drähten oder dergleichen werden nicht durchgeführt. Vor allem im Muffenbereich 

werden Kabel möglichst wenig bewegt. Vor dem Verfüllen werden die Leitungen 

ordnungsgemäß wieder eingesandet. 

 

1.2.2 

Im Bereich der Leitungen werden die Tiefbauarbeiten von Hand ausgeführt. 

 

1.3 MVV Netze GmbH (Wasserwirtschaft) 

 

1.3.1 

Die Funktion der Grundwassermessstelle – B9/2008 (464076/5476932) wird weder im 

Zuge der Baumaßnahme noch durch den Betrieb des geplanten Vorhabens 

beeinträchtigt. 

 

1.3.2 

Die Zugänglichkeit der Messstelle wird auch während der Bauzeit sichergestellt. 

 

1.4 MVV Netze GmbH (Versorgungsleitungen) 

 

1.4.1 

Die Baugrube zur Fundamentsanierung an Mast 404 (512/3420) wird mithilfe einer 

Spundwand hergestellt, sodass die Fernwärmeversorgungsleitungen der MVV Netze 

DN 1000 KMR und DN 800 KMR erhalten bleiben. 

 

1.4.2 

Die Versorgungsleitungen in der Rhenaniastraße und Mundenheimer Straße werden 

anhand von Suchschlitzen in der genauen Lage und Tiefenlage ermittelt. 

 

1.4.3 

Rechtzeitig vor Baubeginn wird für die Fernwärme-, Gasniedrigdruck- und 

Wasserleitungen die Betriebsabteilung und für die Gashochdruckleitungen die 

Abteilung TV.R.4.1, Tel. 0621/290-2299, verständigt. Die Suchschlitze zur Ortung der 

Versorgungsleitungen wird mit der Betriebsabteilung, TV.D.1, Tel. 0621/290-1865, 

abgestimmt. 
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1.4.4 

Im Bereich der Leitungen werden die Tiefbauarbeiten von Hand ausgeführt. 

 

2. Bahninfrastruktur/Bahnbetrieb 

 

2.1 Deutsche Bahn AG 

 

2.1.1 

Bei den späteren Bauarbeiten wird kein Bahngelände in Anspruch genommen, auch 

nicht für die Lagerung von Aushub- und Baumaterialien, Abstellung von Baggern oder 

anderen Arbeitsgeräten. Bauschutt wird nicht auf Bahngelände gelagert oder 

zwischengelagert. Lagerungen von Baumaterialien entlang der Bahngeländegrenze 

werden so vorgenommen, dass unter keinen Umständen Baustoffe oder Abfälle in den 

Gleisbereich gelangen. Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebs-

geländes sowie sonstiges Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen 

wird durch geeignete und wirksame Maßnahmen grundsätzlich und dauerhaft auch 

während der Bauzeit unterbunden. 

 

2.1.2 

Baumaschinen, die im 4 m – Bereich der Oberleitung arbeiten oder in diesen 

hineinreichen können, werden mit einer Bahnerdung versehen. Die Standsicherheit 

der Oberleitungsmasten wird nicht beeinträchtigt. Im Bereich der Bahnstrecke wird ein 

Schutzgerüst für die Seilzugarbeiten aufgestellt und die Bahnerdung des Gerüstes 

hergestellt. 

 

2.1.3 

Dach-, Oberflächen- und sonstige Abwässer werden nicht auf oder über Bahngrund 

abgeleitet. Sie werden ordnungsgemäß in die öffentliche Kanalisation abgeleitet und 

nicht in Gleisnähe versickert.  

 

2.1.4 

Der Zugang zu den Gleisanlagen und Gebäuden der Deutsche Bahn AG wird auch 

während der Bauarbeiten, für das Notfallmanagement gemäß Ländervereinbarung 

jeder Zeit für Rettungs- und Einsatzkräfte sichergestellt. 
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2.2 Rhein-Neckar-Verkehr GmbH 

 

2.2.1 

Der erforderliche Sicherheitsabstand von 4,5 m zur Gleisachse wird eingehalten und 

der Fahrbetrieb nicht beeinträchtigt. 

 

2.2.2 

Bei allen Arbeiten im Bereich der Fahrleitungsanlage wird mindestens 20 Tage vor 

Baubeginn mit der Rhein-Neckar-Verkehr GmbH ein Ortstermin vereinbart. 

 

2.2.3 

Die Merkblätter „DGUV 77, Arbeiten im Bereich von Gleisen“ sowie die 

„Bestimmungen zum Schutz elektrischer rnv-Bahnanlagen“ werden beachtet. 

 

2.2.4 

Die Rhein-Neckar-Verkehr GmbH wird im Zuge der Ausführungsplanung beteiligt. Die 

Ausführungsunterlagen im Bereich von Gleisanlagen werden, mit ausreichender 

Vorlaufzeit zur Freigabe an infrastrukturanfragen@rnv-online.de übersandt. 

 

3. Feuerwehr 

 

3.1 

Bestehende Hydranten werden durch die geplanten Maßnahmen nicht beeinträchtigt. 

Sollten im Zuge des Vorhabens eine Verlegung von Hydranten notwendig werden, so 

ist diese Maßnahme rechtzeitig mit dem Team Einsatzplanung 37.140 der Stadt 

Mannheim – Feuerwehr und Katastrophenschutz abzustimmen. 

 

3.2 

Sollte es im Rahmen der Bauphase zu einer Sperrung des betreffenden 

Straßenabschnitts kommen, so wird die Bevollmächtigte diese Information rechtzeitig 

an die Stadt Mannheim – Feuerwehr und Katastrophenschutz, Team Einsatzplanung, 

37.140@mannheim.de senden, um diese Infos in den Einsatzleitrechner einpflegen zu 

lassen. 

 

 

 

 

 

mailto:infrastrukturanfragen@rnv-online.de
mailto:37.140@mannheim.de
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4. Straßenverkehr/Straßenbau 

 

4.1 

Sollten Flächen der öffentlichen Straßen oder ein städtischer Grünstreifen benötigt 

werden, wird eine Inanspruchnahme vorab mit dem Eigenbetrieb Stadtraumservice der 

Stadt Mannheim abgestimmt. Im Falle einer Inanspruchnahme wird die ordnungs-

gemäße Wiederherstellung betroffener Flächen nach Abschluss der Arbeiten 

sichergestellt. 

 

4.2 

Notwendige Straßensperrungen werden vorab der Fachabteilung Abfallwirtschaft der 

Stadt Mannheim mitgeteilt. 

 

VII. Entscheidung über Einwendungen und Anträge 

 

Die im Planfeststellungsverfahren gestellten Anträge und vorgebrachten 

Einwendungen werden zurückgewiesen, soweit ihnen nicht in dieser Entscheidung 

Rechnung getragen oder entsprochen wurde bzw. sie nicht ohnehin im Laufe des 

Verfahrens wieder zurückgenommen wurden oder sich erledigt haben. Die 

Behandlung der Einwendungen und der Anregungen und Bedenken der Träger 

öffentlicher Belange sowie von Privaten wird im begründenden Teil unter B.X. sowie 

B.XI. dargestellt. 
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B. Begründender Teil 

 

I. Sachverhalt 

 

1. Vorhaben 
 

Das Vorhaben betrifft die Änderung der 110-kV-Gemeinschaftsleitung GKM-UW4 

(MVV Netze GmbH) und BL512 (DB Energie GmbH). Die TransnetBW GmbH plant 

den Bau eines Umspannwerks (UW) im direkten Umfeld nördlich des Großkraftwerks 

Mannheim (GKM). Die Stadt Mannheim erteilte die Genehmigung für den Bau des 

Umspannwerks im August 2022. Über der für das UW vorgesehenen Fläche verläuft 

jedoch derzeit die gegenständliche 110-kV-Freileitung der Vorhabenträgerinnen. Um 

der Errichtung des neuen UW Platz zu machen, soll das Baufeld durch die Verlegung 

der Leitung freigemacht werden. 

 

Von der Maßnahme betroffen ist der Leitungsbereich von Bestandsmast 404 

(512/3420) bis Bestandsmast 406 (512/3418). Diese Mastbezeichnungen entsprechen 

den jeweiligen Bezeichnungen der Vorhabenträgerinnen. Die Nummern vor der 

Klammer stellen jeweils die Bezeichnung der MVV Netze GmbH dar und die Nummern 

in den Klammern die der DB Energie GmbH dar. Der Bestandsmast 405 (512/3419) 

befindet sich direkt auf der für das UW vorgesehene Fläche. Daher soll dieser 

zurückgebaut und standortverschoben als Mast 405A (512/3419A) neu errichtet 

werden. Mast 406 (512/3418) soll zurückgebaut und standortgleich als Winkelab-

spannmast 406A (512/3418A) neu errichtet werden. Zudem sollen die für den Umbau 

erforderlichen Arbeiten an den Seilen und Ketten der Leitungsanlage vorgenommen 

und temporär ein Provisorium P 406 errichtet werden, um den Betrieb der Anlage auch 

während des Umbaus zu gewährleisten. Dabei soll Mast 404 (512/3420) saniert 

werden (Maststahlverstärkung, Einbau von Mastverankerungen, Verstärkung des 

Stufenfundaments). Durch die Verschiebung des Maststandorts (Mast 405A 

(512/3419)) um 101 Meter in südöstliche Richtung soll sich die Überspannung der 

Grundstücke im Bereich zwischen Mast 404 (512/3420) und 406A (512/3418A) 

ändern. Der Maßnahmenabschnitt hat im Bestand eine Länge von ca. 376 Metern. 

Laut Planung soll der Leitungsbereich zwischen Mast 404 (512/3420) und 406A 

(512/3418A) ca. 415 Meter lang werden.  

 

Die geplante Freileitung ist für den Betrieb von vier 110-kV-Stromkreisen ausgelegt. 

Die einzelnen Leiter werden dabei als Bündelleiter aus zwei horizontal angeordneten 

Einzelseilen verwendet (Zweierbündel). Es sollen standardmäßig Stahl-Aluminium-

Verbundseile aufgezogen werden (bei der MVV Netze GmbH vom Typ 243-AL1/39-
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ST1A (MVV Netze); bei der DB Energie GmbH vom Typ 304-AL1/49-ST1A (DB)). 

Durch den Einbau von Bündelabstandshaltern soll ein Abstand von 400 mm zwischen 

den einzelnen Teilleitern eines Bündelleiters gewährleistet werden. Damit soll die 

Übertragungskapazität des Leiters verbessert werden. Als Erdseil sollen solche vom 

Typ 106-AL1/76-ST1A zum Einsatz kommen. 

 

2. Bauablauf 

 

Der Baubeginn ist für das Q4/2024 geplant. Die gesamte Bauzeit soll sich über einen 

Zeitraum von etwa einem halben Jahr erstrecken. Die Umsetzung soll in mehreren 

Bauabschnitten erfolgen. Der Rahmenterminplan wird im Kapitel 6.2.9 des 

Erläuterungsberichts (Unterlage 1) näher dargestellt. 

 

Die Baumaßnahmen umfassen die Errichtung der Arbeitsflächen und Zuwegungen, 

die Mastmontage, Montage und Demontage eines Provisoriums, den Seilzug und den 

Rückbau eines Masts. 

 

2.1 Baustelleneinrichtung, Arbeitsflächen und Zuwegungen 

 

Im Bereich der Maststandorte sind temporäre Arbeitsflächen für die Mastgründungen, 

die Mastmontage, den Seilzug und gegebenenfalls die Demontage von Rückbau-

masten sowie für Provisorien und Schutzgerüste geplant. Die Arbeitsflächen sollen 

während der Baumaßnahmen mit Fahrzeugen und Geräten unterschiedlicher Art 

erreichbar sein, wofür zusätzliche Flächen im Rahmen der Zuwegung in Anspruch 

genommen werden sollen. 

 

Für die Bauarbeiten sollen mehrere Arbeitsflächen von insgesamt ca. 10.000 m2 in 

Anspruch genommen werden. An zwei Straßen- und Wegkreuzungen ist zur 

Errichtung von Schutzgerüsten für den Seilzug eine Gesamtfläche von rund 2.000 m2 

vorgesehen. Die Lage und Größe der notwendigen Arbeitsflächen und Flächen zum 

Aufstellen der Schutzgerüste wurden bereits ermittelt und geplant. Im Bedarfsfall soll 

vor Baubeginn und nach Abschluss der Arbeiten aus Gründen der Beweissicherung 

der Zustand der für die Baumaßnahmen in Anspruch zu nehmenden Flächen 

festgestellt und dokumentiert werden. 

 

Mit Abschluss der Baumaßnahmen sollen sämtliche im Rahmen der Zuwegung und 

Bauausführung genutzte Flächen in den ursprünglichen Zustand zurückversetzt 

werden. 
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2.2 Gründungsarbeiten und Wasserhaltung 
 

Bei dem zu sanierenden Mast 404 (512/3420) soll ein Eckstiel des bestehenden 

Stufenfundaments verstärkt werden. Dafür soll am Eckstiel eine Betonplatte mit einer 

Größe von 6,20 x 6,20 x 0,70 Meter in einer Tiefe von rund 2,2 Meter auf das 

bestehende Stufenfundament gesetzt und mit diesem verbunden werden 

(Plattenfundament). 

 

Das Fundament des Bestandsmasts 405 (512/3419) soll bis zu einer Tiefe von 

mindestens 1,2 Meter unter der Geländeoberkante entfernt werden. In begründeten 

Einzelfällen soll ein weiterer Abtrag des Fundaments erfolgen. Hierzu soll das 

Bestandsfundament mit entsprechenden Geräten entfernt werden und der 

Betonabbruch neben dem Standort bis zur endgültigen Entsorgung gelagert werden. 

Die nach der Demontage der Fundamente entstehenden Gruben sollen mit 

geeignetem und ortsüblichem Bodenmaterial der erforderlichen Bodenqualität 

entsprechend der vorhandenen Bodenschichten aufgefüllt und in Abhängigkeit der 

umgebenden Nutzung wiederhergestellt werden. Für den oberflächlichen Rückbau 

des Mastfundaments sollen keine Wasserhaltungsmaßnahmen durchgeführt werden. 

 

Bei dem neuen Mast 405A (512/3419A) soll die Mastgründung durch eine 

Tiefgründung mit vier Großbohrpfählen erfolgen. Dabei sollen jeweils an den 

Eckpunkten des Mastes mit einem Bohrgerät tiefe Bohrungen erstellt werden. Die 

Baugrubentiefe für die Pfahlkopffreilegung soll 3,0 m unter der Erdoberkante sein. Der 

Bohraushub soll am Maststandort zwischengelagert und nach Abschluss der Arbeiten 

abtransportiert werden. Nach Abschluss der Bohrung sollen die Pfähle mit einer 

Stahlbewehrung versehen und bis zur Geländeoberkante aufbetoniert werden. Die 

Tiefgründung der Bohrpfähle soll bis rund 17,4 Meter unter der Erdoberkante reichen. 

Abschließend soll der Mastfuß über eine Stahlbetonkonstruktion mit den Bohrpfählen 

verbunden werden. 

 

Bei dem standortgleichen Ersatzneubau des Masts 406 (512/3418) als Mast 406A 

(512/3418A) soll das vorhandene Mastfundament bis rund 1,2 Meter unter der 

Erdoberkante entfernt werden. Dabei soll für die Pfahlkopffreilegung eine rund 3,0 

Meter tiefe Baugrube ausgehoben werden. Die Ausführungen, die den bei 

Gründungsarbeiten entstehenden Bodenaushub betreffen, gelten entsprechend. Das 

neue Fundament soll entsprechend der Vorgehensweise bei dem neuen Mast 405A 

(512/3419A) durch Tiefgründung mit vier Großbohrpfählen erstellt werden. Die 

Bohrpfähle sollen bis rund 12 Meter unter die Erdoberkante reichen. 
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Die Bohrpfähle der Neubaustandorte sollen bei der geplanten Tiefe (rund 12 Meter 

unter der Erdoberkante bei Mast 406A (512/3418A) und rund 17,4 Meter unter der 

Erdoberkante bei Mast 405A (512/3419A)) in den oberen Grundwasserleiter 

einbinden. 

 

2.3 Provisorium 

 

Damit die betroffenen Stromkreise während der Bauarbeiten weiter in Betrieb bleiben 

können, soll das Provisorium P 406 errichtet werden. Dafür soll ein provisorisches 

Blockfundament inklusive Mastfuß erstellt werden. Sodann sollen die Stromkreise 

außer Betrieb genommen und in Seilrollen gelegt werden. Der bestehende Mast 406 

(512/3418) soll anschließend über einen Kran fixiert und im Bereich des Mastfußes 

geschnitten werden, um den Mast auf das provisorische Blockfundament zu stellen 

und mit dem Mastfuß zu verschrauben. Abschließend sollen die Stromkreise für die 

Zeit bis zur Erstellung der neuen Masten und der Neubeseilung vorübergehend über 

das Provisorium in Betrieb genommen werden. 

 

2.4 Mastmontage 
 

Im Anschluss an die Gründung sollen die Stahlgittermaste in Einzelteilen zu den 

Maststandorten transportiert und – je nach Montageart und Tragkraft der eingesetzten 

Geräte – am Boden innerhalb der Arbeitsflächen an den Maststandorten zu größeren 

Mastbauteilen vormontiert werden. 

 

Aufgrund der erforderlichen Abbindezeit des Betons sollen frühestens vier Wochen 

nach der Betonierung die vormontierten Bauteile mit einem Mobilkran zusammen-

gesetzt werden. 

 

Nach Errichtung der Masten sollen zur Isolation gegenüber dem geerdeten 

Mastgestänge Isolatorketten an den Traversen angebracht werden. 

 

2.5 Seilzug 

 

Nach Abschluss der Mastmontage soll jeweils zwischen zwei Abspannmasten der 

Seilzug erfolgen. Um den Stromkreis über dem Provisorium P 406 in Betrieb zu 

nehmen, sollen die Bestandsseile auf das Provisorium P 406 sowie den neuen Mast 

406A (512/3418A) übernommen werden. Sie sollen danach zwischen den 

Bestandsmasten 404 (512/3420), 405 (512/3419) und 406 (512/3418) zurückgebaut 

werden. 
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Am Ende jedes Abspannabschnitts soll sich der Trommelplatz mit den auf Trommeln 

aufgewickelten Seilen sowie eine Seilbremsmaschine und am anderen Ende der 

Windenplatz mit Seilwinden zum Ziehen der Seile befinden. Leiter- und Erdseile bzw. 

Luftkabel sollen schleiffrei unter Beachtung der DIN 48207-1 verlegt werden. Nach 

erfolgtem Seilzug sollen die neuen Leiterseile zur Seilregulage hängen gelassen und 

abschließend in die Isolatorketten eingeklemmt werden. 

 

Zum Schutz von Straßen, Wegen, oberirdischen Leitungen u. a. sollen vor den 

Seilzugarbeiten Schutzgerüste aufgebaut und Isolatorketten an den Seilrollen befestigt 

werden. 

 

2.6 Rückbau der Bauwege und Arbeitsflächen 

 

Nach Beendigung der Baumaßnahme sollen sämtliche im Rahmen der Zuwegung und 

Bauausführung genutzte Flächen in Abstimmung mit den Betroffenen 

wiederhergestellt werden. 

 

Straßen- und Wegeschäden sollen nach Durchführung der Maßnahme aufgenommen 

und beseitigt werden bzw. sollen erstattet werden. Die Arbeitsflächen sollen nach 

Beendigung der Baumaßnahme wieder in ihren ursprünglichen Zustand zurück-

versetzt werden.  

 

2.7 Behebung der entstandenen Flurschäden 

 

Die nach der Demontage der Fundamente der Rückbauleitungen entstehenden 

Gruben sollen mit einem geeigneten und ortsüblichen Boden entsprechend den 

vorhandenen Bodenschichten aufgefüllt und in Abhängigkeit der umgebenden 

Nutzung wiederhergestellt werden. Alle zurück- und ausgebauten Materialien sollen 

gemäß den gültigen Gesetzen und Vorschriften behandelt und entsorgt werden. 
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3. Verfahrensablauf 
 

3.1 Antragstellung und Anhörungsverfahren 

 

Die Bevollmächtigte hat unter dem 06.06.2023 einen Antrag zur standortbezogenen 

Vorprüfung des Einzelfalles nach § 7 Abs. 2 in Verbindung mit. Nr. 19.1.4 der Anlage 1 

zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eingereicht (Screening-

Antrag; vgl. UVP-Vorprüfung, Unterlagen 8.1, 8.2, 8.3, 8.4). Mit Entscheidung vom 

09.08.2023 stellte die Planfeststellungsbehörde fest, dass für das Vorhaben keine 

Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.  

 

Die Bevollmächtigte beantragte mit Schreiben vom 22.09.2023, zugegangen am 

02.10.2023 gemäß § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EnWG die Feststellung des Plans für das 

Vorhaben „Baufeldfreimachung für den Bau des Umspannwerks Mannheim“ beim 

Regierungspräsidium Karlsruhe als zuständiger Anhörungs- und Planfeststellungs-

behörde. 

 

Das Regierungspräsidium leitete mit Verfügung vom 15.11.2023 an die Stadt 

Mannheim sowie an die Träger öffentlicher Belange und die anerkannten 

Naturschutzverbände das Anhörungsverfahren ein und veranlasste zugleich die 

öffentliche Auslegung der Planunterlagen. Die Planunterlagen lagen vom 27.11.2023 

bis einschließlich 27.12.2023 in der Stadt Mannheim zur Einsichtnahme während der 

Dienststunden aus. Zeit und Ort der Auslegung waren zuvor in der Stadt Mannheim 

jeweils Bestandteil der ortsüblichen Bekanntmachung.  

 

Die Einwendungsfrist endete mit dem 10.01.2024. Auch die Träger öffentlicher 

Belange und Verbände konnten bis zum 10.01.2024 Stellung nehmen. Nicht 

ortsansässige Betroffene wurden schriftlich über die Auslegung der Planunterlagen 

informiert. 

 

Aufgrund der Planauslegung ist ein Einwendungsschreiben eingegangen, zu deren 

Inhalt und Abhandlung auf Abschnitt XI. dieses Beschlusses verwiesen wird. 

 

Als Betroffene äußerten sich die Deutsche Bahn AG, die Deutsche Telekom Technik 

GmbH, die MVV Netze GmbH und die Rhein-Neckar-Verkehr GmbH, die jedoch 

keine Bedenken zum Vorhaben äußerten. 
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3.2 Verzicht auf den Erörterungstermin, § 43a Ziff. 3 Satz 1 EnWG 

 

Aufgrund dessen, dass sich keine Konflikte mit der vorgelegten Planung abzeichneten, 

wurde dem Einwender und den Betroffenen seitens der Planfeststellungsbehörde mit 

Schreiben vom 23.02.2024 mitgeteilt, dass auf einen Erörterungstermin verzichtet 

werden solle. Unter Fristsetzung bis zum 15.03.2023 wurden sie zur Stellungnahme 

aufgefordert. Keiner der Betroffenen erhob Einwände gegen die in Aussicht gestellte 

Vorgehensweise.  

 

Den Trägern öffentlicher Belange und Leitungsträgern wurden zeitgleich die Gegen-

stellungnahmen der Bevollmächtigten zur Verfügung gestellt unter Aufforderung, sich 

bei Bedarf zum Sachverhalt zu äußern. Von dieser Möglichkeit machte die Stadt 

Mannheim und die Rhein-Neckar-Verkehr GmbH Gebrauch.  

 

II. Verfahrensrechtliche Bewertung 

 

Die verfahrensrechtlichen Voraussetzungen für die Planfeststellung sind erfüllt. 

 

Gemäß § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EnWG bedarf die Errichtung und der Betrieb von 

Hoch- bzw. Höchstspannungsfreileitungen (oberirdisch geführte Leitungen) mit einer 

Nennspannung von 110 kV der Planfeststellung. Die §§ 72 ff. LVwVfG sind 

entsprechend § 43 Abs. 5 EnWG anwendbar.  

 

1. Zuständigkeit des Regierungspräsidiums Karlsruhe 

 

Auf der Grundlage dieser Regelung ist das Regierungspräsidium Karlsruhe für die 

Planfeststellung des gesamten Vorhabens zuständig. Die landesrechtliche 

Zuständigkeit des Regierungspräsidiums Karlsruhe für Planfeststellungsverfahren 

nach § 43 EnWG ergibt sich aus § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung der 

Landesregierung und des Umweltministeriums über energiewirtschaftliche 

Zuständigkeiten (EnWGZuVO). 

 

2. Verfahrensrechtliche Voraussetzungen im Übrigen  

 

Das Verfahren wurde von der Planfeststellungsbehörde unter Beachtung der 

relevanten Verfahrensvorschriften durchgeführt (vgl. §§ 43 ff EnWG, §§ 72 ff. 

LVwVfG). 
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Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens in Bezug auf alle von 

ihm berührten öffentlichen Belange festgestellt und es werden alle öffentlich-

rechtlichen Beziehungen zwischen dem Träger des Vorhabens und den durch den 

Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt (§ 75 Abs. 1 LVwVfG). Die 

energierechtliche Planfeststellung macht grundsätzlich alle anderen behördlichen Ent-

scheidungen nach Bundes- oder Landesrecht, insbesondere öffentlich-rechtliche 

Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und 

Planfeststellungen entbehrlich (§ 75 Abs. 1 Satz 1 LVwVfG).  

 

III. Planrechtfertigung 

 

Das beantragte Vorhaben ist planerisch gerechtfertigt, denn das Vorhaben ist nach 

Maßgabe der vom Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) allgemein verfolgten Ziele 

erforderlich. 

 

Gemäß § 1 EnWG ist Zweck des Gesetzes eine möglichst sichere, preisgünstige, 

verbraucherfreundliche, effiziente und umweltverträgliche leitungsgebundene Versor-

gung der Allgemeinheit, insbesondere mit Elektrizität, die zunehmend auf erneuer-

baren Energien beruht. Erforderlich ist eine Planung dabei nicht erst im Sinne ihrer 

Unausweichlichkeit, sondern schon dann, wenn sie im Hinblick auf diese Ziele 

vernünftigerweise geboten ist. Das ist hier der Fall. 

 

Am Großkraftwerk Mannheim ist die Errichtung eines neuen Umspannwerks geplant. 

Das neue Umspannwerk soll die Anbindung des Großkraftwerks Mannheim an die 

bestehende Stromleitung zwischen den Netzknoten Weinheim, Mannheim, Altlußheim 

und Karlsruhe-Daxlanden nach der Verstärkung und Umstellung auf eine Nenn-

spannung von 380 kV sicherstellen. Für die Netzverstärkungsmaßnahme hat der 

Bundesgesetzgeber den vordringlichen Bedarf festgestellt und das Vorhaben als 

Nr. 19 der Anlage zu § 1 Abs. 1 des Bundesbedarfsplangesetzes (BBPlG) 

„Höchstspannungsleitung Urberach – Pfungstadt – Weinheim – G380 – Altlußheim – 

Daxlanden; Drehstrom Nennspannung 380 kV“ aufgelistet.  

 

Nach § 1 des BBPlG werden für die in der Anlage zu diesem Gesetz aufgeführten 

Vorhaben, die der Anpassung, Entwicklung und dem Ausbau der Übertragungsnetze 

zur Einbindung von Elektrizität aus erneuerbaren Energiequellen, zur Interoperabilität 

der Elektrizitätsnetze innerhalb der Europäischen Union, zum Anschluss neuer 

Kraftwerke oder zur Vermeidung struktureller Engpässe im Übertragungsnetz dienen, 

die energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der vordringliche Bedarf zur 

Gewährleistung eines sicheren und zuverlässigen Netzbetriebs als Bundesbedarfs-



Baufeldfreimachung für den Bau des 
Umspannwerks Mannheim 

            Az.: RPK17-0513.2-73/13/1 

 

Regierungspräsidium Karlsruhe Seite 31   

 

plan gemäß § 12e Abs. 4 Satz 1 EnWG festgestellt. Diese Feststellungen sind sowohl 

für die Betreiber der Übertragungsnetze als auch für die Planfeststellungsbehörde 

ausweislich § 12e Abs. 4 Satz 2 EnWG verbindlich, sodass insoweit keine eigenen 

Ermittlungen anzustellen sind. 

 

Zu den Vorhaben nach § 1 Abs. 1 BBPlG gehören auch Anlagen, die für den Betrieb 

von Energieleitungen notwendigen sind, einschließlich der notwendigen Änderungen 

an den Netzverknüpfungspunkten. Umspannwerke gehören zu den für den Betreib von 

Energieleitungen notwendigen Anlagen. Die gesetzliche Bedarfsfeststellung erstreckt 

sich somit auch auf das Umspannwerk als Nebenanlage im Sinne des 

§ 1 Abs. 2 BBPlG.  

 

Über die Fläche des geplanten und genehmigten Umspannwerks verläuft die 

gegenständliche 110-kV-Freileitung. Als vorbereitende Maßnahme für die Errichtung 

des neuen Umspannwerks ist es daher erforderlich, den Verlauf dieser Leitung zu 

ändern, um das Baufeld für das Umspannwerk freizumachen. Damit ist die 

Planrechtfertigung gegeben. 

 

IV. Natur- und Artenschutz 

 

Belange des Natur- und Artenschutzes stehen dem Vorhaben nicht entgegen. Durch 

die Vermeidungsmaßnahmen V1 bis V4 der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 

(saP, Unterlage 8.4) können Konflikte minimiert und somit erhebliche Beein-

trächtigungen vermieden werden. 

 

1. Eingriff in Natur- und Landschaft 
 

Das Vorhaben ist mit keinem Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne der §§ 13 ff. 

BNatSchG verbunden. Das Ausmaß der Landschaftsbeeinträchtigungen bleibt 

unverändert gegenüber dem Bestand. Das gesamte Vorhaben befindet sich in 

unmittelbarer Nähe zum Großkraftwerk Mannheim und innerhalb eines Industrie- bzw. 

Gewerbegebietes. Dadurch bestehen bereits starke Vorbelastungen hinsichtlich 

versiegelter Fläche, Lärm Verkehr und Luftqualität. Trotz des standortversetzten 

Ersatzneubaus des Masts 405 (512/3419) befindet sich der Neubaumast weiterhin in 

unmittelbarer Nähe zum Großkraftwerk Mannheim auf bereits versiegelter Fläche. 

Erhebliche Beeinträchtigungen der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-

halts oder des Landschaftsbildes sind daher offensichtlich ausgeschlossen. 
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2. Artenschutz 

 

Artenschutzrechtliche Vorschriften stehen dem Vorhaben nicht entgegen. 

Verbotstatbestände werden für keine der im Vorhabenbereich vorkommenden 

Tierarten verwirklicht. Pflanzenarten nach Anhang IV b) FFH-RL sind durch das 

Vorhaben nicht betroffen. 

 

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG verbietet verschiedene Beeinträchtigungen 

wildlebender Tiere der besonders und der streng geschützten Arten. Für alle 

besonders geschützten Arten gelten Schädigungsverbote (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 

BNatSchG), für alle streng geschützten Arten (die gleichzeitig auch stets besonders 

geschützt sind, vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG) nach Anhang A der EG-

Artenschutzverordnung, Anhang IV der FFH-Richtlinie oder Spalte 3 der Anlage 1 der 

Bundesartenschutzverordnung darüber hinaus auch weitergehende Störungsverbote 

(§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG). Bei allen in § 44 Abs. 1 BNatSchG enthaltenen Verboten 

handelt es sich grundsätzlich um individuenbezogene Verbote, d. h. bereits die 

Schädigung oder erhebliche Störung eines Individuums einer Art reicht aus, um den 

Verbotstatbestand zu erfüllen.  

 

Die Bevollmächtigte hat den Artenbestand in der artenschutzrechtlichen Prüfung 

(Unterlage 8.3) dargestellt. 

 

2.1 Vögel 

 

Da gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG alle europäischen Vogelarten zumindest 

besonders geschützt sind, ist es nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG verboten, 

Brutstätten dieser Vogelarten zu zerstören. Bei nestbrütenden Arten, die ihre einmal 

verlassenen Nester nicht erneut nutzen, kann die Erfüllung dieses Verbotstatbestands 

dadurch vermieden werden, dass Gehölzarbeiten außerhalb der Vogelbrutzeit 

stattfinden, sodass allenfalls dauerhaft verlassene Nester zerstört werden, die keine 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätte im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG mehr 

darstellen. Demgegenüber dürfen Gehölze, die regelmäßig (d. h. über mehrere Jahre) 

genutzte Brutstätten (insb. Bruthöhlen in Bäumen und Horste von Raben- oder 

Greifvögeln) beherbergen, gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG grundsätzlich nicht 

beseitigt werden. Derartige Gehölze sind jedoch vom vorliegenden Vorhaben nicht 

betroffen. Durch Rodungs- und Rückschnittarbeiten innerhalb des gesetzlich 

vorgeschriebenen Zeitraums zwischen Anfang Oktober und Ende Februar 

(Vermeidungsmaßnahme V3) ist von keiner Beeinträchtigung für die Vögel 

auszugehen. 
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2.2 Mauereidechse 

 

An einem Maststandort wurden Vorkommen der Mauereidechse nachgewiesen. Die 

Habitate liegen im Bereich der Arbeitsfläche für den Rückbau des Bestandsmasts 405 

(512/3419). Ferner kann ein Vorkommen von Mauereidechsen im Bereich der für den 

Seilzug benötigten Schutzgerüste nicht ausgeschlossen werden. Die Konflikte für die 

Mauereidechsen wurden zum Teil bereits im Rahmen der speziellen artenschutz-

rechtlichen Prüfung für das Projekt „Neubau Umspannwerk Mannheim“ abgehandelt. 

Die Erfüllung von Verbotstatbeständen werden durch unterschiedliche Vermeidungs-

maßnahmen (Vermeidungsmaßnahmen V1 – V4 konkretisiert durch Neben-

bestimmung A.IV.3.3 und 3.4) vor Baubeginn vermieden. Die baubedingt beseitigten 

Habitatsflächen werden nach Abschluss der Baumaßnahmen für das Vorhaben 

„Neubau Umspannwerk Mannheim“ wiederhergestellt (Nebenbestimmung A.IV.3.3). 

Durch die eng begrenzte Baumaßnahme besteht keine Gefahr der Verschlechterung 

des Erhaltungszustands der lokalen Population (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG). Ferner 

wird durch die ökologische Baubegleitung sichergestellt, dass die in artenschutz-

fachlicher Hinsicht erforderliche zeitliche und gegebenenfalls räumliche Staffelung der 

einzelnen Vermeidungsmaßnahmen richtig eingetaktet wird.  

 

3. Boden 

 

Im Zuge der Baumaßnahme kommt es durch den Aushub von Fundamentgruben zu 

einer Umlagerung der Böden. Der Vorhabenbereich befindet sich im nördlichen Teil 

des Oberrheingrabens, in dem sich unterschiedliche Böden ausgebildet haben. Die 

gesamte von der Baumaßnahme betroffene Fläche weist eine hohe anthropogene 

Überprägung auf. Die Bodentypen im Vorhabenbereich sind meist Stadtböden. Die 

räumliche Verbreitung der Böden im Vorhabenbereich ist in Anlage 2 des 

Erläuterungsberichts „wasserrechtliche Untersuchung“ (Unterlage 9) näher dargestellt. 

Der Anlage 2 der Unterlage 9 sind zudem detaillierte Informationen zu den 

durchgeführten Baugrunduntersuchungen zu entnehmen. Die vom Vorhaben 

betroffenen Masten und die erforderlichen Arbeitsflächen liegen überwiegend auf 

versiegeltem Boden. Lediglich die Arbeitsflächen für den Rückbau des Masts 405 

(512/3419) befinden sich auf einer aus Bauschuttrecyclingmaterial und Schotter 

bestehenden ehemaligen Baustelleneinrichtungsfläche, die mit Sukzessions-

vegetation bewachsen ist. Die oberirdisch versiegelte Fläche ändert sich nach 

Verwirklichung des Vorhabens nicht. Ein Verlust der Bodenwertigkeit durch die anlage- 

und baubedingte Inanspruchnahme der Böden ist nicht zu erwarten. 
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Die Maßnahme steht auch im Einklang mit dem spezifischen Bodenschutzrecht. Zur 

Gewährleistung des vorsorgenden und nachsorgenden Bodenschutzes wurden 

Nebenbestimmungen angeordnet (vgl. A.IV.7), bei deren Beachtung und Umsetzung 

Schäden für das Schutzgut Boden vermieden werden können. 

 

4. Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

 

Das Vorhaben kann nach den maßgeblichen wasserrechtlichen Vorschriften 

zugelassen werden. 

 

4.1 Wasserrechtliche Erlaubnis 

 

Nach § 8 Abs. 1 WHG bedarf die Benutzung eines Gewässers der Erlaubnis oder der 

Bewilligung, soweit nicht durch das WHG oder auf Grund des WHG erlassener 

Vorschriften etwas anderes bestimmt ist. Das Einbringen und Einleiten von Stoffen in 

Gewässer stellt nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG einen Benutzungstatbestand im Sinne des 

§ 8 Abs. 1 WHG dar. Nach § 43 Abs. 2 Satz 1 WG ist eine Erlaubnis abweichend von 

§§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG nur dann erforderlich, wenn bei Erdarbeiten und 

Bohrungen Stoffe in das Grundwasser eingebracht werden und sich dies nachteilig auf 

die Grundwasserbeschaffenheit auswirken kann. Nach § 43 Abs. 2 Satz 2 WG ist eine 

Erlaubnis außerdem erforderlich, wenn Bohrungen in den Grundwasserleiter 

eindringen. 

 

Es ist vorliegend eine Tiefgründung für die standsichere Errichtung der Neubaumasten 

405A (512/3419A) und 406A (512/3418A) geplant. Nach der statischen Vorbemessung 

der Pfähle ist eine Einbindetiefe von circa 12,0 Meter unter der Erdoberkante (bei Mast 

406A (512/3418A)) und 17,4 Meter unter der Erdoberkante (bei Mast 405A 

(512/3419A)) vorgesehen. Auch unter Zugrundelegung eines Grundwassertiefst-

standes bei ca. 7,0 Meter unter der Erdoberkante bei beiden Maststandorten werden 

die Bohrpfähle somit in das Grundwasser eintauchen. 

 

Das Einbringen von Stahlbeton stellt eine Benutzung im Sinne des 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG 

dar. Die Tiefgründung der Bohrpfähle durch Einbringen von Stahlbeton in das 

Grundwasser bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis nach § 43 Abs. 2 Satz 1 WG, 

wenn sich dies nachteilig auf die Grundwasserbeschaffenheit auswirken kann. 

Nachteilige Auswirkungen auf die Grundwasserbeschaffenheit sind nur dann 

auszuschließen, wenn Stoffe allem Anschein nach nicht geeignet sind, die Grund-

wasserbeschaffenheit nachteilig zu verändern. Nach der Gesetzesbegründung ist 

insbesondere dann von einer Erlaubnisfreiheit auszugehen, wenn eine europäische 
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technische Zulassung oder eine bauaufsichtliche Zulassung des Deutschen Instituts 

für Bautechnik nach dem Bauproduktengesetz vorliegt. Den Planunterlagen, 

insbesondere der Unterlage 9 ist jedoch nicht zu entnehmen, dass nachteilige 

Auswirkungen auf die Grundwasserbeschaffenheit von vornherein ausgeschlossen 

werden können. Damit ist das Vorhaben nach § 43 Abs. 2 Satz 1 WG 

erlaubnispflichtig. Ferner sollen die Bohrungen im Rahmen der Tiefgründung der 

Neubaumasten in den Grundwasserleiter eindringen, weshalb auch nach § 43 Abs. 2 

Satz 2 WG eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich ist. 

 

Die Erlaubnis wird auf der Grundlage der §§ 10, 12, 13 WHG erteilt.  

 

Die Planfeststellungsbehörde ist nach § 19 Abs. 1 WHG zuständig. Mit Schreiben vom 

08.01.2024 hat die untere Wasserrechtsbehörde der Stadt Mannheim ihr 

Einvernehmen nach § 19 Abs. 3 WHG erteilt. 

 

Bei Beachtung der unter A III. 2.1 bis 2.9 angeordneten Nebenbestimmungen sind 

keine schädlichen Gewässerveränderungen nach § 3 Nr. 10 WHG und damit keine 

Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit zu erwarten; es liegen keine 

zwingenden Versagungsgründe nach den angewandten Vorschriften vor (§ 12 WHG). 

 

Die Ausgangsstoffe zur Herstellung der Bohrpfähle müssen den gültigen DIN-Normen 

entsprechen (Nebenbestimmung unter A. III. 2.2). Die Pfahlgründung hat aufgrund 

ihres Durchmessers und ihrer Pfahllänge im Vergleich zum gesamten Grund-

wasserleiter keinen Einfluss auf die Fließrichtung und Menge des Grundwassers, da 

das Grundwasser weiterhin seitlich umfließen kann. Somit sind keine nachteiligen 

Auswirkungen für das Schutzgut Grundwasser zu erwarten. 

 

Sofern sich im Rahmen der Ausführungsplanung durch hydrogeologische Unter-

suchungen herausstellen sollte, dass Maßnahmen zur Wasserhaltung notwendig 

werden, wird ein entsprechender Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis bei der 

Planfeststellungsbehörde gestellt. 

 

4.2 Hochwasserschutz 

 

Der festgestellte Plan ist mit zwingenden Rechtsvorschriften des Hochwasserschutzes 

vereinbar. 

 

Bauliche Anlagen sollen in (Hochwasser-)Risikogebieten außerhalb von Über-

schwemmungsgebieten im Sinne von § 78b Abs. 1 Satz 1 WHG nur in einer dem 
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jeweiligen Hochwasserrisiko angepassten Bauweise nach den allgemein anerkannten 

Regeln der Technik errichtet oder wesentlich erweitert werden, soweit eine solche 

Bauweise nach Art und Funktion der Anlage möglich ist; bei den Anforderungen an die 

Bauweise sollen auch die Lage des betroffenen Grundstücks und die Höhe des 

möglichen Schadens angemessen berücksichtigt werden (§ 78 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 

WHG). 

 

Unter einem Risikogebiet versteht das WHG in § 73 Abs. 1 Gebiete mit signifikantem 

Hochwasserrisiko (Risikogebiete). Hochwasserrisiko ist die Kombination der Wahr-

scheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignisses mit den möglichen nach-

teiligen Hochwasserfolgen für die menschliche Gesundheit, die Umwelt, das 

Kulturerbe, wirtschaftliche Tätigkeiten und erhebliche Sachwerte. Die Risikogebiete 

sind aus den Gefahrenkarten und Risikokarten nach § 74 WHG ersichtlich. In 

Unterlage 9 hat die Vorhabenträgerin dargestellt, dass alle Masten von einem HQ-

Extrem-Ereignis, das heißt einem Extremereignis, das statistisch seltener als einmal 

in 100 Jahren zu erwarten ist, betroffen wären. 

 

Den Anforderungen des § 78b Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 WHG wird durch die 

Nebenbestimmungen A.V.4.7 Rechnung getragen. 

 

Im Übrigen ergeben sich keine Bedenken gegen das planfestgestellte Vorhaben aus 

Gründen des Hochwasserschutzes. Bestätigt wird dies etwa durch die Stadt 

Mannheim, die in ihrer Stellungnahme vom 08.01.2024 keine Bedenken gegen das 

Vorhaben hinsichtlich des Hochwasserschutzes geäußert hat. 

 

V. Immissionsschutz 

 

Das geplante Vorhaben ist mit Belangen des Immissionsschutzes vereinbar, sämtliche 

immissionsschutzrechtlichen Anforderungen werden eingehalten. 

 

Die 110-kV Hochspannungsleitung fällt als ortsfeste Einrichtung nach § 3 Abs. 5 Nr. 1 

BImSchG in den Anwendungsbereich des BImSchG. Sie bedarf zwar keiner 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigung (§ 4 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 BImSchG in 

Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 und Anhang 1 der 4. BImSchV), nach § 22 Abs. 1 

Nr. 1 und Nr. 2 BImSchG ist das Vorhaben jedoch so zu errichten und zu betreiben, 

dass schädliche Umweltauswirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der 

Technik vermeidbar sind. Zudem müssen nach dem Stand der Technik unvermeidbare 

schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt werden.  
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Die Planfeststellungsbehörde ist zu dem Ergebnis gelangt, dass das Vorhaben im 

Einklang mit den immissionsschutzrechtlichen Anforderungen steht. 

 

1. Baubedingte Immissionen 

 

Während der Bauzeit kommt es durch die Wanderbaustelle zu hörbaren Baustellen-

geräuschen aufgrund der eingesetzten Baufahrzeuge und –maschinen, der Bau-

arbeiten und des Baustellenverkehrs. Dies betrifft insbesondere die Gründungs-

arbeiten und die Demontage bestehender Masten. Alle Bauarbeiten werden 

ausschließlich bei Tage durchgeführt. Baubedingte Schallemissionen können durch 

den Einsatz moderner Maschinen und moderner Technik auf ein unerhebliches und 

damit hinnehmbares Maß reduziert werden (vgl. Nebenbestimmungen A.IV.9). 

 

2. Betriebsbedingte Immissionen 
 

2.1 Elektromagnetische Felder 

 

Höchst- und Hochspannungsfreileitungen erzeugen während ihres Betriebs 

elektrische und magnetische Felder. Zum Schutz der Allgemeinheit und Nachbarschaft 

vor schädlichen Umwelteinwirkungen und zur Vorsorge gegen schädliche Umwelt-

einwirkungen durch elektromagnetische Felder gilt für die Errichtung und den Betrieb 

von Niederfrequenzanlagen, die Verordnung über elektromagnetische Felder (26. 

BImSchV), gestützt auf § 23 Abs. 1 BImSchG. Die Verordnung wird durch die 

„Hinweise zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder (LAI-

Hinweise zur 26. BImSchV)“ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz 

(LAI) erläutert und ergänzt. 

 

Die Anforderungen speziell für Niederfrequenzanlagen konkretisieren 

§ 1 Abs.1, Abs. 2 Nr. 2 der 26. BImSchV. Die hier zu betrachtende Anlage zählt mit 

einer Frequenz von 50 Hz zu den Niederfrequenzanlagen. Solche sind gemäß 

§ 3 Abs. 2 der 26. BImSchV so zu errichten, dass sie bei höchster betrieblicher Anla-

genauslastung in ihrem Einwirkungsbereich an Orten, die nicht nur zum 

vorübergehenden Aufenthalt bestimmt sind, die in Anhang 1a der Verordnung 

genannten Grenzwerte nicht überschreiten dürfen, wobei hinsichtlich der 

magnetischen Flussdichte höchstens die Hälfte der genannten Grenzwerte nicht 

überschritten werden darf. Die Grenzwerte betragen für die elektrische Feldstärke 5 

Kilovolt pro Meter (kV/m) und für die magnetische Flussdichte 100 μT. Nach Ziffer II.3.1 

(Einwirkungsbereich von Niederfrequenzanlagen und maßgebliche Immissionsorte) 

der LAI-Hinweise zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder 

sind maßgebliche Immissionsorte, Orte die zum nicht nur vorübergehenden Aufenthalt 
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von Menschen bestimmt sind und sich im Bereich einer Breite von 10 Metern jeweils 

an den ruhenden äußeren Leiter angrenzenden Streifes befinden. 

 

Die Bevollmächtigte hat ein Gutachten über die elektronischen und magnetischen 

Niederfrequenzfelder der gegenständlichen 110-kV-Freileitung vorgelegt 

(Unterlage 8.2). Vor dem Hintergrund des geplanten standortversetzten Neubaus des 

Mastes 405 (512/3419) als wesentliche Änderung im Sinne der 26. BImSchV werden 

im Gutachten an neun maßgeblichen Immissionsorten (MIO) Immissionsprognosen 

dargestellt. Es handelt sich jeweils um die anhand konkreter „Worst-Case“-

Berechnungen der maximal zu erwartenden elektrischen Feldstärke E und der 

maximal zu erwartenden magnetischen Flussdichte B ermittelten höchstexponierten 

Immissionsorte. 

 

Ausweislich der gutachterlichen Ermittlungsergebnisse beträgt die höchste zu 

erwartende magnetische Flussdichte entlang des gegenständlichen Leitungs-

abschnitts 21 μT im Spannfeld der Masten 405A (512/34189A) und 406A (512/3418A). 

Die höchste zu erwartende elektrische Feldstärke wurde für den selben MIO ermittelt 

und liegt bei 1,0 kV/m. Damit werden die Grenzwerte der 26. BImSchV deutlich 

unterschritten. Im Erstrechtschluss ergibt der rechnerische Nachweis, dass auch an 

allen weiteren Immissionsorten entlang des gegenständlichen Leitungsabschnitts die 

Grenzwerte eingehalten werden. 

 

2.1.1 Berücksichtigung von Immissionsbeiträgen anderer Anlagen 

 

Nach § 3 Abs. 3 der 26. BImSchV sind bei der Ermittlung der elektrischen Feldstärke 

und der magnetischen Flussdichte alle Immissionen gemäß Anhang 2a der 26. 

BImSchV zu berücksichtigen, die durch andere Niederfrequenzanlagen sowie durch 

ortsfeste Hochfrequenzanlagen mit Frequenzen zwischen 9 Kilohertz und 10 

Megahertz entstehen. Eine relevante Vorbelastung durch ortsfeste Hochfrequenz-

anlagen wurde im Rahmen der Ermittlung durch die Gutachter nicht identifiziert. 

 

Bei der Berechnung der Immissionswerte wurde für die Vorbelastung durch weitere 

Niederfrequenzanlagen die 220-kV Freileitung Nr. 5220 der TransnetBW berück-

sichtigt. Weitere relevante ortsfeste Niederfrequenzanlagen wurden nicht identifiziert. 
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2.1.2 Anforderungen zur Vorsorge vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
(Minimierungsgebot) 

 

Nach § 4 Abs. 2 der 26. BImSchV sind bei Errichtung und wesentlicher Änderung von 

Niederfrequenzanlagen die Möglichkeiten auszuschöpfen, die von der jeweiligen 

Anlage ausgehenden elektrische, magnetischen und elektromagnetischen Felder 

nach dem Stand der Technik unter Berücksichtigung von Gegebenheiten im 

Einwirkungsbereich zu minimieren. Zur Ermittlung des Minimierungspotenzials sind 

zunächst jeweils die maßgebenden Minimierungsorte (MMO) zu betrachten. Ein MMO 

ist nach Nummer 2.11 der 26. BImSchV ein im Einwirkungsbereich der jeweiligen 

Anlage liegendes Gebäude oder Grundstück im Sinne des § 4 Abs. 1 26. BImSchV, 

sowie jedes Grundstück oder jeder Gebäudeteil, das/der nicht nur dem 

vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt ist. Es befindet sich eine 

Vielzahl von MMO entlang der Trasse (vgl. Unterlage 8.2, Anhang 8.6). Für die 

maßgeblichen MMO wurden mögliche Minimierungsoptionen dargestellt und geprüft. 

Da die Änderung nur drei Masten einer weiterhin bestehenden und nicht zu ändernden 

Freileitungstrasse betrifft und dadurch die wesentlichen technischen Randbe-

dingungen bereits festgelegt sind, sieht das Gutachten keine umsetzbaren 

Minimierungsmaßnahmen vor. Die in Frage kommenden Minimierungsmaßnahmen 

für Drehstromfreileitungen, „Abstandsoptimierung“, „elektrische Schirmung“, 

„Minimierung der Seilabstände“, „Optimierung der Mastkopfgeometrie“ sowie 

„Optimierung der Leiteranordnung“ werden allesamt aufgrund der vorgegebenen 

Rahmenbedingungen durch die Bestandstrasse als nicht realisierbar abgelehnt. Diese 

Auffassung wird widerspruchsfrei und nachvollziehbar begründet. Die Planfest-

stellungsbehörde schließt sich daher dieser Einschätzung an und macht sie sich zu 

eigen. 

 

2.1.3 Schallimmissionen 

 

Beim Betrieb der Leitung ist nicht mit signifikanten Schallemissionen zu rechnen. 

Grundsätzlich können an Hochspannungsleitungen Entladungsgeräusche, soge-

nannte Koronageräusche, entstehen. Bei einer 110-kV Leitung sind diese jedoch in 

der Regel kaum wahrnehmbar und liegen deutlich unter den Richtwerten der TA-Lärm. 

Insbesondere ist die Ausgangsfeldstärke einer 110-kV Leitung nicht geeignet, 

relevante Kornageräusche zu erzeugen. 

 

3. Berücksichtigung des Trennungsgebots 
 

Nach § 50 Satz 1 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 

die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass 
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schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem 

Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete, 

insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und 

unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders 

empfindliche Gebiete und öffentlich genutzte Gebäude, soweit wie möglich vermieden 

werden. 

 

Der von der Bevollmächtigten zur Feststellung eingereichte Plan wird diesen Belangen 

des Schutzes bestimmter besonders schutzbedürftiger Gebiete und Anlagen gerecht. 

Das Vorhaben befindet sich im Industrie- und Gewerbegebiet in direkter Nachbarschaft 

zum Großkraftwerk Mannheim, sodass kein schutzbedürftiges Gebiet im Sinne des 

§ 50 Satz 1 BImSchG unmittelbar betroffen ist. Im Bereich von Mast 406 (512/3418) 

bzw. Mast 406A (512/3418A) befindet sich aber Wohnbebauung. Die geplante Trasse 

rückt im Vergleich zum Bestand jedoch sogar etwas von der vorhandenen 

Wohnbebauung ab. Damit wird das Vorhaben den Anforderungen des § 50 BImSchG 

jedenfalls gerecht. 

 

VI. Bodenschutz und Altlasten 

 

Belange des Bodenschutzes stehen dem Vorhaben nicht entgegen. Zu den 

Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Boden wird auf die Ausführungen 

unter B.IV.3 dieses Beschlusses verwiesen. 

 

Die Planung steht im Einklang mit dem spezifischen Bodenschutzrecht. Die Untere 

Bodenschutzbehörde der Stadt Mannheim teilte in ihrer Stellungnahme vom 

08.01.2024 mit, dass sich innerhalb des Vorhabengebiets im Bereich des 

rückzubauenden Mastes 405 (512/3418) und des Neubaumastes 405A (512/3418A) 

drei Flächen befänden, die im Bodenschutz- und Altlastenkataster der Stadt Mannheim 

verzeichnet seien. Für zwei Flächen bestehe nach bereits durchgeführten Untergrund-

untersuchungen kein Altlastenverdacht, sie seien lediglich abfallrechtlich relevant. Die 

dritte Fläche sei noch nicht untersucht, für sie bestehe aufgrund der ehemaligen 

Nutzung als Asphalt- und Zementgeschäft ein Altlastenverdacht. Zur Gewährleistung 

des vorsorgenden und nachsorgenden Bodenschutzes sei die Anordnung einer Reihe 

von Nebenbestimmungen erforderlich. Diese Auffassung wird von der Planfest-

stellungsbehörde geteilt. Dem Anliegen der Bodenschutzbehörde wurde durch die 

Nebenbestimmungen unter A. V. 7 Rechnung getragen. 

 

Im Hinblick auf den Altlastenverdacht kann Abfallmaterial nicht ausgeschlossen 

werden, welches nicht wiederverwendbar ist und fachgerecht entsorgt werden muss 
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(vgl. A. V. 7.3). Die gutachterliche Begleitung der Arbeiten durch einen Altlasten-

gutachter, wie von der Stadt Mannheim vorgeschlagen, wird vor diesem Hintergrund 

auch von der Planfeststellungsbehörde für erforderlich erachtet. 

 

VII. Raumordnung, Regionalplanung und Bauleitplanung 

 

Das Vorhaben harmoniert mit den Zielen der Raumordnung, Regionalplanung und 

Bauleitplanung (§ 4 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 Landesplanungsgesetz; § 4 Abs. 1 Nr. 3 

Raumordnungsgesetz). Dementsprechend wurden weder von der Höheren 

Raumordnungsbehörde des Regierungspräsidiums Karlsruhe noch vom Verband 

Region Rhein-Neckar Bedenken geäußert. 

 

Das Vorhaben harmoniert mit den Zielen des Landesentwicklungsplans (LEP) 2002, 

der kraft Verordnung verbindlich ist. Nach dem Leitbild des LEP 2002 ist zur Sicherung 

der Zukunftsfähigkeit eine flächendeckende Versorgung mit moderner Infrastruktur 

sicherzustellen, die die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft und die Motorfunktion der 

zentralen Orte stärkt, die räumliche Kooperation und den Leistungsaustausch fördert 

sowie die großräumige Einbindung des Landes gewährleistet. Zu diesem Zweck sind 

die infrastrukturellen Einrichtungen unter Beachtung von Leistungsfähigkeit, Nachhal-

tigkeit und Tragfähigkeit bedarfsgerecht und zukunftsorientiert auszubauen und zu 

vernetzen (Plansatz - PS 1.6 G). Auch soll die Energieversorgung des Landes 

sichergestellt werden (PS 1.8.G). Diesen Zielen dient das Vorhaben. 

 

Ferner stimmt das Vorhaben mit den Zielen des einheitlichen Regionalplans Rhein-

Neckar überein. Nach Grundsatz 3.2.5.3 sollen neue Umspannwerke mit Infrastruktur-

einrichtungen gebündelt und landschaftsschonend eingebunden werden. Dies ist hier 

der Fall. Das Vorhaben dient der Einbindung des neuen Umspannwerks am 

Großkraftwerk Mannheim. Die Bestandstrasse der gegenständlichen Hochspannungs-

freileitung wurde nachrichtlich in den Regionalplan übernommen (Einheitlicher 

Regionalplan Rhein-Neckar Anhang Nr. 5 zu den Plansätzen B.3.). Die geänderte 

Trasse befindet sich weiterhin in unmittelbarer Nähe des Großkraftwerks Mannheim. 

Somit ändert sich aus Sicht der Regionalplanung nichts an der Vereinbarkeit des 

Vorhabens mit den regionalplanerischen Zielen. 
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VIII. Abwägung 

 

Nachdem für das Vorhaben die Planrechtfertigung gegeben ist und es auch nicht 

gegen gesetzliche Planungsleitsätze verstößt, sind alle von dem Vorhaben berührten 

öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit gegen-

einander und untereinander abzuwägen (§ 43 Abs. 3 EnWG). 

 

1. Varianten 

 

Aus dem Gebot der gerechten Abwägung ergibt sich die Verpflichtung, der Frage nach 

schonenderen Varianten nachzugehen, durch welche die mit der Planung 

angestrebten Ziele unter geringeren Opfern an entgegenstehenden öffentlichen und 

privaten Belangen hätten verwirklicht werden können (vgl. BVerwG, Urteil vom 

22.03.1985, 4 C 15.83). Bei der Variantenprüfung wird untersucht, ob das Vorhaben 

nicht besser an einem anderen Ort verwirklicht werden soll. Daneben kann sich die 

Variantenprüfung aber auch auf die Dimensionierung des Vorhabens oder die Art der 

Projektverwirklichung beziehen. 

 

Als Alternative zu dem beantragten Vorhaben wäre denkbar, das Vorhaben nicht 

durchzuführen. Mit dieser Nullvariante könnte jedoch das neue Umspannwerk nicht 

gebaut werden, dessen energiewirtschaftliche Notwendigkeit und der vordringliche 

Bedarf zur Gewährleistung eines sicheren und zuverlässigen Netzbetriebs im 

Bundesbedarfsplan gemäß § 12e Abs. 4 Satz 1 EnWG vom Gesetzgeber verbindlich 

festgestellt wurde. Damit würde den unter Abschnitt B.III genannten Ziele des 

Gesetzgebers, mit denen die Ziele der Bevollmächtigten korrespondieren, nicht 

entsprochen werden. 

 

Sonstige Alternativen sind grundsätzlich nur dann in den Blick zu nehmen, wenn sie 

sich ernsthaft anbieten. Dabei muss sich objektiv die Erkenntnis aufdrängen, dass sich 

die mit der Planung angestrebten Ziele unter geringeren Opfern an entgegen-

stehenden öffentlichen und privaten Belangen verwirklichen ließen. Die Genehmigung 

des Umspannwerks auf der vorgesehenen Fläche und die hierfür in Betracht 

kommende Varianten sind nicht Gegenstand dieses Verfahrens (siehe unter B.I.1). Im 

Hinblick auf die vorgegebene Fläche des Umspannwerks und der Bestandstrasse der 

betroffenen 110-kV Freileitung sind keine sich anbietenden Alternativlösungen 

ersichtlich, welche in die Abwägung miteinzubeziehen wären. Entsprechend wurden 

auch im Anhörungsverfahren keine Alternativen von den Trägern öffentlicher Belange 

oder Privaten vorgetragen. 
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2. Umweltbelange 

 

Mit dem Vorhaben sind negative Auswirkungen auf die Umwelt verbunden, 

insbesondere durch die erforderlichen Arbeitsflächen auf Habitaten der Mauer-

eidechse. Die Ermittlung und Beschreibung aller Umweltauswirkungen ist in den 

Antragsunterlagen ausführlich dokumentiert. Die Auswirkungen betreffen insbe-

sondere Fauna und Boden. 

 

Alle Eingriffe können durch die von der Vorhabenträgerin vorgesehenen 

Vermeidungsmaßnahmen, teilweise konkretisiert durch die Nebenbestimmungen 

dieses Beschlusses sowie die Zusagen der Vorhabenträgerin gegenüber den Trägern 

öffentlicher Belange, so weit minimiert werden, dass keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen eintreten. Die verbleibenden nachteiligen Auswirkungen sind 

von geringer Intensität und Dauer. Insgesamt sind die verbleibenden nachteiligen 

Umweltauswirkungen durch den Nutzen des Vorhabens für die Förderung der 

Versorgungssicherheit in der Region und die Förderung der Umsetzung der Klimaziele 

des Landes Baden-Württemberg durch den Ausbau erneuerbarer Energien 

hinnehmbar. 

 

3. Immissionsschutz 

 

Die Grenzwerte der 26. BImSchV werden vorliegend deutlich unterschritten. 

 

Die von der Maßnahme verursachten Schallemissionen beschränken sich 

insbesondere auf die Bauzeit und sind temporärer Natur. Aufgrund der eingesetzten 

Geräte und Fahrzeuge sind erhebliche Lärmbelästigungen nicht zu erwarten. 

 

4. Kommunale Belange 

 

Die Stadt Mannheim ist grundstücksbetroffen, hat jedoch keine Einwendungen gegen 

die Planung erhoben. 

 

5. Private Belange 

 

5.1 Gesundheit 

 

Maßgeblich für die Beurteilung der Gesundheitsgefährdung durch elektrische und 

magnetische Felder ist die 26. BImSchV, welche gesetzlich verbindliche Grenzwerte 

für elektrische und magnetische Felder von niederfrequenten Stromleitungen festlegt. 
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Diese Grenzwerte werden vorliegend an den nächstgelegenen Wohngebäuden 

deutlich unterschritten (siehe unter B.V.2.1). 

 

Nach dem derzeitigen wissenschaftlichen Kenntnisstand ist bei Einhaltung dieser 

Grenzwerte der gesundheitliche Schutz der Bevölkerung auch bei Dauereinwirkung 

gewährleistet. Die Grenzwerte berücksichtigen bereits besonders empfindliche 

Personen, wie Kinder oder Träger von Herzschrittmachern. Gesundheitsgefahren 

gehen von Hochspannungsleitungen bei dem derzeitigen Grenzwert für die elektrische 

Feldstärke von 5 kV/m auch für besonders empfindliche Personen nicht aus. 

 

Auch nach Umsetzung des Vorhabens werden die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 

an den nächstgelegenen Wohngebäuden deutlich unterschritten. 

 

Durch die Baustellen wird es in den besiedelten Bereichen allerdings durch 

Baustellenverkehr, Dekonstruktion, Konstruktion und den Betrieb von Maschinen zu 

zeitlich begrenzten Lärmbeeinträchtigungen kommen. Diese werden jedoch als 

hinnehmbar angesehen, da sie lediglich vorübergehend auftreten und sich - soweit 

möglich - auf das erforderliche Minimum unter Einhaltung der Werte der AVV Baulärm 

beschränken. 

 

5.2 Sicherheit der Leitung 

 

Energieanlagen sind nach § 49 Abs. 1 EnWG so zu errichten und zu betreiben, dass 

die technische Sicherheit gewährleistet ist. Dabei hat die Bevollmächtigte nach 

Nebenbestimmung 1.3 vorbehaltlich sonstiger Rechtsvorschriften auch die allgemein 

anerkannten Regeln der Technik zu beachten. Die Einhaltung der allgemein 

anerkannten Regeln der Technik wird nach § 49 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EnWG vermutet, 

wenn bei Anlagen zur Erzeugung, Fortleitung und Abgabe von Elektrizität die 

technischen Regeln des Verbandes der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik 

e. V. eingehalten worden sind. Entsprechend Unterlage 1 wird vorliegend die 

Freileitung nach den Vorgaben der DIN VDE 0210 bzw. DIN EN 50341 bemessen, 

errichtet und betrieben und mit dem Vorhaben ist kein außergewöhnliches Unfallrisiko 

verbunden. 

 

Im Übrigen wird hinsichtlich der Sicherheit der Leitung insbesondere auf die 

Ausführungen im Rahmen von B.I.1. verwiesen. 
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5.3 Eigentum 

 

Für die Realisierung des Vorhabens werden auch unter den Schutzbereich des 

Art. 14 Abs. 1 GG fallende Grundstücksflächen benötigt, und zwar sowohl für Bau als 

auch für den Betrieb der Leitungsanlage (Maststandorte, Überspannung). Insbe-

sondere hinsichtlich des Umfangs der Inanspruchnahmen wird auf die Verzeichnisse 

in Unterlage 6 verwiesen. 

 

Vor dem Hintergrund der enteignungsrechtlichen Vorwirkung des festgestellten Plans 

gemäß §§ 45 und 45a EnWG muss der Planfeststellungsbeschluss die 

Voraussetzungen für eine Enteignung nach Art. 14 Abs. 3 GG erfüllen. Durch den 

rechtmäßigen Planfeststellungsbeschluss wird das Abwehrrecht des Eigentümers aus 

Art. 14 Abs. 1 S.1 GG überwunden und in ein Entschädigungsrecht gewandelt. 

Grundlage für das Enteignungs- und Entschädigungsverfahren ist der Planfest-

stellungsbeschluss, der für die Enteignungsbehörde bindend ist. Der Planfest-

stellungsbehörde ist bewusst, dass jede Inanspruchnahme von Grundstücken, 

ungeachtet deren Nutzung, grundsätzlich einen schwerwiegenden Eingriff für den 

betroffenen Eigentümer darstellt. Sie hat deshalb hinsichtlich der Eingriffe in das 

private Eigentum umfassend geprüft, ob das Vorhaben in seinen Einzelheiten im 

Rahmen der Abwägung die jeweils entgegenstehenden Grundrechte der Betroffenen 

zu überwinden geeignet ist. Dabei hat sie insbesondere geprüft, ob die Eingriffe in das 

Eigentum bzw. die Beeinträchtigung, die sich für Nutzungsmöglichkeiten der 

betroffenen Grundstücke ergeben, hätten gemindert werden können, oder ob 

Alternativen zu einem geringeren Grundstücksbedarf hätten führen können, ohne 

gleichzeitig die verfolgten Planziele zu beeinträchtigen oder in Frage zu stellen oder 

Rechte anderer zu beeinträchtigen. 

 

Bei der Abwägung der von einem Energieleitungsprojekt berührten Belange im 

Rahmen einer hoheitlichen Planungsentscheidung gehört das unter den Schutz des 

Art. 14 GG fallende Grundeigentum in herausgehobener Weise zu den abwägungs-

erheblichen Belangen. Auch das Besitzrecht des Pächters ist als Eigentum im Sinne 

des Art. 14 GG in die Abwägung miteinzubeziehen (zuletzt BVerwG, Urteil vom 29. 

Januar 2009 – 9 C 3.08 –, juris, Rn. 15). Allerdings genießt das Interesse des 

Eigentümers am Erhalt seiner Eigentumssubstanz bei im öffentlichen Interesse 

liegenden Vorhaben keinen absoluten Schutz. Der verfassungsgemäße Eigentums-

schutz stößt dort an Grenzen, wo Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge, zu der 

auch die Energieversorgung mittels Leitungen gehört, erfüllt werden müssen. Insoweit 

unterliegt das Grundrecht der Sozialbindung des Eigentums gem. Art. 14 Abs. 2 GG. 

Das Eigentum ist daher mit anderen relevanten Belangen abzuwägen. Dies kann dazu 
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führen, dass die Belange der betroffenen Eigentümer bei der Abwägung im konkreten 

Fall zugunsten anderer Belange zurückgestellt werden können. 

 

Im vorliegenden Fall kann auf die Inanspruchnahme privater Grundstücke im 

vorgesehenen Umfang nicht verzichtet werden, ohne das mit dem Vorhaben 

verbundene öffentliche Interesse am Planungsziel einer möglichst sicheren, 

preisgünstigen, verbraucherfreundlichen, effizienten und umweltverträglichen 

leitungsgebundenen Stromversorgung, als solches zu gefährden. Möglichkeiten, die 

Leitung in ihrer planfestgestellten Trasse unter Verzicht auf die Inanspruchnahme 

einzelner Grundstücke oder Grundstücksteilflächen bzw. mit geringerem Flächen-

bedarf oder geringeren Einschränkungen zu realisieren, sind für die Planfeststellungs-

behörde nach Prüfungen durch die Bevollmächtigte nicht ersichtlich. Die 

Bevollmächtigte hat nach Überzeugung der Planfeststellungsbehörde das private 

Eigentum im Umfang eines notwendigen Minimums in die Planung einbezogen (siehe 

unter B.VIII.1). 

 

Zur Verwirklichung des Vorhabens sind überwiegend Maßnahmen geplant, die einen 

Erwerb der betroffenen Flächen nicht erforderlich erscheinen lassen. Stattdessen 

werden Maststandorte und Leitungsschutzstreifen durch Grunddienstbarkeiten 

gesichert. Die damit verbundenen Eigentumsbeeinträchtigungen ermöglichen dabei 

weiterhin eine sinnvolle Nutzung des Eigentums. Die genauen Modalitäten der 

Dienstbarkeiten werden dabei nicht im Planfeststellungsbeschluss, sondern im 

Rahmen von Verhandlungen der Vorhabenträgerin mit den Eigentümern festgelegt. 

Dabei ist zu beachten, dass die Schutzstreifenbreite nicht frei wählbar ist und deren 

Ermittlung nach technischen Regelwerken erfolgt. Deshalb überwiegen die Planungs-

ziele die Interessen der privaten Grundstückseigentümer am vollständigen und 

uneingeschränkten Erhalt ihres Eigentums und die Vorhabenträgerinnen erhalten das 

Enteignungsrecht (BVerwG, Urteil vom 23.08.1996 – 4 A 29.95). 

 

Die Auswirkungen des Vorhabens auf fremde Grundstücke beschränken sich jedoch 

auch nicht auf die unmittelbar benötigten bzw. beeinträchtigen Flächen wie den 

Schutzstreifen. Sie erstrecken sich vielmehr auch auf andere Grundstücke, die 

vorübergehend während der Baumaßnahme benötigt werden. Entsprechend bedarf es 

auch diesbezüglicher Regelungen im Planfeststellungsbeschluss. Ohne entspre-

chende Regelung der öffentlich-rechtlichen Beziehungen können Grundstücksflächen 

nicht – auch nicht vorübergehend – in Anspruch genommen werden. Jeglicher Zugriff 

auf das Grundeigentum muss in der Planfeststellung ausgewiesen werden, weil der 

festgestellte Plan gemäß § 45 Abs. 2 EnWG dem Enteignungsverfahren zugrunde zu 

legen und für die Enteignungsbehörde bindend ist. Die Bauflächen werden jedoch 
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lediglich für den Zeitraum, in dem sie in Anspruch genommen werden, belastet. Diese 

Belastung ist den Betroffenen zumutbar. Ihnen steht eine angemessene Entschä-

digung in Geld zu. Im Übrigen müssen die für die Bautätigkeiten genutzten Flächen in 

einem ordnungsgemäß wiederhergestellten Zustand an die Eigentümer zurück-

gegeben werden. Dies bedeutet insbesondere, dass die benötigten Flächen nach 

Abschluss der Arbeiten vollständig zu räumen und die durch die Arbeiten 

entstandenen Wegeschäden zu beheben sind. Entsprechende Regelungen finden 

sich auch in den Maßgaben und Nebenbestimmungen dieses Beschlusses. 

 

Sonstige mittelbare Beeinträchtigungen wie z. B. solche durch Mietwert- oder 

Wertminderungen, die am Grundstücks- oder Mietwohnungsmarkt ggf. allein durch die 

Nachbarschaft zur neuen leitungsbezogenen Lage des jeweiligen Grundstücks 

entstehen, müssen vom Betroffenen jedoch entschädigungslos hingenommen 

werden. Derartige Wertminderungen allein durch Lagenachteile werden von 

§ 74 Abs. 2 S. 3 LVwVfG nicht erfasst (BVerwG, Urteil vom 24.06.1996 – A 39.95). 

 

Den rechtlichen Anforderungen wurde damit Genüge getan. Die 

Planfeststellungsbehörde vermag keine Beeinträchtigungen erkennen, die nach den 

zuvor dargestellten Grundsätzen eine Verletzung der sich aus Art.14 GG ergebenden 

Rechte bewirken könnten.  

 

Für die Regulierung der unmittelbaren Folgen des mit diesem Beschluss festgestellten 

Vorhabens im Hinblick auf betroffene Grundstücksflächen ist gemäß 

Art. 14 Abs. 3 GG, § 45a EnWG das eigenständig durchzuführende Entschädigungs-

verfahren vorgesehen. Die Planfeststellung hat insoweit zwar enteignungsrechtliche 

Vorwirkung, regelt den Rechtsübergang bzw. die Beschränkung des Grundeigentums 

als solchen aber nicht. 

 

IX. Träger öffentlicher Belange und Kommunen 

 

Bei der Planung wurde den Interessen der berührten Träger öffentlicher Belange und 

Kommunen so weit wie möglich Rechnung getragen. Zahlreiche Anregungen der 

einzelnen beteiligten Stellen fanden ihren Niederschlag in Zusagen der 

Bevollmächtigten sowie in den in diesem Beschluss verfügten Maßgaben und 

Nebenbestimmungen (siehe A.III und A.V). 

 

Im Rahmen des Anhörungsverfahrens haben die folgenden berührten Stellen und 

Kommunen der Planfeststellungsbehörde inhaltliche Aussagen zum Vorhaben 

übersandt: 
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 Regierungspräsidium Freiburg - Landesamt für Geologie, Rohstoffe und 

Bergbau 

 Regierungspräsidium Stuttgart - Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-

Württemberg 

 Regierungspräsidium Stuttgart - Landesamt für Denkmalpflege 

 Eisenbahn-Bundesamt 

 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien 

 Unfallversicherung Bund und Bahn 

 Rhein-Neckar-Verkehr GmbH 

 MVV Netze GmbH/ MVV Energie AG 

 Stadt Mannheim 

 

Die beteiligten Träger öffentlicher Belange haben sich im Grundsatz nicht gegen das 

Vorhaben ausgesprochen. 

 

Auf die wesentlichen Aspekte der von den Kommunen und Trägern öffentlicher 

Belange vorgebrachten Bedenken, Anregungen und Hinweise wurde an der jeweils 

thematisch passenden Stelle dieses Beschlusses eingegangen. Soweit dies nicht der 

Fall ist, ist Folgendes zu bemerken: 

 

1. Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und 
Bergbau  

 

Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau äußerte in ihrer Stellungnahme 

vom 20.12.2023 eine Reihe geotechnischer Hinweise und Anmerkungen zur 

Beschaffenheit des Untergrunds im Vorhabenbereich. Für Maststandorte wurden 

objektbezogene Baugrunduntersuchungen nach DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 

empfohlen. Die Bevollmächtigte hat erklärt, dass entsprechende Baugrund-

untersuchungen bereits vorgenommen wurden. 

 

2. Regierungspräsidium Stuttgart - Kampfmittelbeseitigungsdienst 

 

Mit E-Mail vom 21.11.2023 riet das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 16.3 – 

Kampfmittelbeseitigungsdienst – im Vorfeld zu einer Gefahrenverdachtserforschung in 

Form einer Auswertung von Luftbildern der Alliierten bzgl. des durch das Vorhaben 

betroffenen Gebietes. Auf eine weitere Beteiligung am Verfahren wurde verzichtet. Die 

Bevollmächtigte teilte im Rahmen ihrer Gegenstellungnahme mit, eine Luftbild-

auswertung auf Kampfmittelverdacht sei für die Bereiche des Neubaumaststandorts 
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405 (512/3419A) und des Rückbaumastes 405 (512/3419) bereits durchgeführt 

worden. Im Bereich von Mast 404 (512/3420) und Mast 406A (512/3418A) bzw. Mast 

406 (512/3418) seien zwar bisher keine Untersuchungen vorgenommen worden. 

Diese sollen jedoch im Zuge der Ausführungsplanung und Bauvorbereitung durgeführt 

werden. Die Durchführungen entsprechender Maßnahmen wurde als Nebenbe-

stimmung unter A.V.13 vorgeschrieben. 

 

3. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien 

 

In ihrer Stellungnahme vom 10.01.2024 weist die Deutsche Bahn AG darauf hin, dass 

das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten 

Lasten oder herunterhängenden Haken verboten ist und fordert verschiedene Zusagen 

zur Einhaltung dieses Verbots. Die Bevollmächtigte hat in ihrer Gegenstellungnahme 

ausgeführt, dass die Baustelleneinrichtungsflächen sowie Kranstellflächen sich nicht 

im Bereich der Bahnstrecke bzw. des Bahngeländes befänden, so dass es zu keiner 

entsprechenden Überschwenkung kommen könne. Im Bereich der Bahnstrecke sei 

nur ein Schutzgerüst für die Seilzugarbeiten geplant. Diese Ausführungen entsprechen 

den Angaben in den Lageplänen des Planfeststellungsantrags (Unterlage 3). 

 

Ferner forderte die Deutsche Bahn AG, dass ein Grenzabstand von >2,50 m zur 

Kabeltrasse der DB InfraGO AG eingehalten wird und die Forderungen des 

Kabelmerkblattes der Deutsche Bahn AG eingehalten werden. Die Bevollmächtigte 

äußerte sich hierzu dahingehend, dass im Bereich der Kabeltrasse der DB InfraGO 

AG lediglich ein Schutzgerüst für die Seilzugarbeiten errichtet werde und keinerlei 

Eingriffe in den Boden geplant seien. Temporär befände sich die Kabeltrasse zwar 

unterhalb des Schutzgerüstes. Deren Funktionalität werde jedoch nicht beeinträchtigt 

und diese werden nicht dauerhaft überbaut. Hiergegen erhob die Deutsche Bahn AG 

keine Einwände. 

 

4. MVV Netze GmbH/ MVV Energie AG 

 

Die MVV Netze GmbH gab insgesamt drei Stellungnahmen ab. 

 

In ihrer Stellungnahme vom 05.12.2023 wies sie auf die Grundwassermessstelle 

B9/2008 (464076/5476932) hin und forderte die Sicherstellung der Zugänglichkeit der 

Messstelle auch während der Bauzeit. Die Funktion der Messstelle dürfe weder im 

Zuge der Baumaßnahme noch durch den Betrieb der geplanten Anlage beeinträchtigt 

werden. Die Bevollmächtigte äußerte sich hierzu dahingehend, dass die 

Grundwassermessstelle außerhalb der geplanten Arbeitsflächen liegt, weshalb keine 
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Beeinträchtigungen zu erwarten seien. Sofern es detailliertere Einschränkungen, 

insbesondere für die Bauphase geben sollte, bat sie die MVV Netze GmbH um eine 

entsprechende Mitteilung. Auf entsprechende Nachfrage durch die 

Planfeststellungsbehörde meldete die MVV Netze GmbH, keine weiteren Einwände 

gegen das Vorhaben zu haben. 

 

In ihrer Stellungnahme vom 29.05.2024 bezüglich ihrer Versorgungsleitungen ging die 

MVV Netze GmbH davon aus, dass keine Tiefbaumaßnahmen am Mast 404 

(512/3420), der an die Fernwärmeversorgungsleitungen DN 1000 KMR und DN 800 

KMR angrenzt, stattfinden würden. Die Bevollmächtigte entgegnete, dass es im 

Rahmen der geplanten Fundamentsanierung zu Tiefbauarbeiten kommen wird. Die 

Baugrube soll mithilfe einer Spundwand hergestellt werden, weshalb die Fernwärme-

versorgungsleitungen in der jetzigen Lage verbleiben könnten. Mit ihrem Schreiben 

vom 18.06.2024 stimmte die MVV Netze GmbH einem entsprechenden Vorgehen zu. 

Die Einhaltung der weiteren Forderungen wurde durch die Bevollmächtigte zugesagt 

(Zusage unter A.VI.1.4). 

 

5. Stadt Mannheim 

 

Die Stadt Mannheim ist durch das Vorhaben auf mehreren städtischen Grundstücken 

betroffen. Der Fachbereich Bau- und Immobilienmanagement wies in der 

Stellungnahme vom 08.01.2024 auf mehrere dinglich Berechtigte hin und bat um die 

Beteiligung derselben. Die Bevollmächtigte gab mit ihrem Schreiben vom 14.03.2024 

eine entsprechende Zusage ab. Zudem wird die Einhaltung dieser Forderung durch 

die Nebenbestimmung A.V.1.1 sichergestellt. Im Übrigen hat die Stadt Mannheim 

vorgetragen, keine Bedenken gegen die Planung zu haben. 

 

X. Träger von Versorgungsleitungen 
 

Die von Trägern der im Vorhabenbereich gelegenen Versorgungsleitungen im 

Anhörungsverfahren vorgebrachten Forderungen hat die Planfeststellungsbehörde in 

diesem Beschluss berücksichtigt (vgl. A.V.12). Darüber hinaus sind keine Konflikte 

oder erwähnenswerte Besonderheiten ersichtlich. 
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XI. Private Einwendungen 

 

Insgesamt haben im Laufe des Verfahrens zwei Privatpersonen Einwendungen 

erhoben, wobei sie eine gemeinsame Einwendung abgegeben haben. Die von den 

Einwendern vorgebrachten Gesichtspunkte werden in den nachfolgenden Punkten 

einzeln behandelt. Soweit auf die jeweiligen Einwendungen bereits unter den 

obenstehenden Abschnitten eingegangen wurde, wird teilweise auf diese Passagen 

verwiesen. 

 

Zur Wahrung eines bestmöglichen Datenschutzes wird in diesem Abschnitt auf die 

Wiedergabe der Namen der Einwender verzichtet. 

 

 

Mit Schreiben vom 04.01.2024 äußerten die Einwender, ihre Grundstücke seien von 

einem der geplanten Schutzgerüste betroffen. Ihre kompletten Grundstücksflächen 

seien langjährig verpachtet. Die Pächter betreiben einen Gewerbebetrieb auf den 

Grundstücken. Sie böten Kleinreparaturen für Kraftfahrzeuge an und verkauften 

Gebrauchtwagen. Auf die Abstellflächen, wo diese Autos abgestellt sind, würden die 

Pächter nicht verzichten können. Durch die baulichen Maßnahmen sei damit zu 

rechnen, dass den Pächtern bei der Ausübung ihres Gewerbebetriebs erhebliche 

Nachteile entstehen würden, zumal auch mit temporäreren Straßensperrungen in 

Richtung der Dannstadter Straße zu rechnen sei. Es sei zudem damit zu rechnen, dass 

der Zugang zum Grundstück mindestens erschwert sein werde, so dass die Pächter 

mit Betriebsunterbrechungen und damit Umsatzeinbußen zu rechnen hätten, was sich 

im Zweifel auch nachteilig auf Pachtzahlungseingänge im Zeitraum der Baumaß-

nahmen auswirken könne. Mit Schreiben vom 03.12.2023 brachten die Einwender 

zudem vor, dass es sich bei dem Gewerbebetrieb um Kleingewerbe handele, für das 

eine solche Maßnahme existenzvernichtende Wirkung haben könnte. 

 

Hinweis nach § 74 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 69 Abs. 2 Satz 4 LVwVfG:  

Es wird darauf hingewiesen, dass jeder Beteiligte auf schriftlichen Antrag bei der 

Planfeststellungsbehörde (Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 17) Auskunft 

über in diesem Beschluss nicht angegebenen Namen, Anschriften oder vom 

Vorhaben betroffener Grundstücke von Beteiligten oder darüber erhalten kann, wo 

das Vorbringen eines anderen Beteiligten abgehandelt wird, sofern die Kenntnis 

dieser Daten zur Geltendmachung rechtlicher Interessen erforderlich ist.  
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Sie fordern die Bevollmächtigte dazu auf, sich bei der Umsetzung der Maßnahme 

rechtzeitig mit ihnen und den Pächtern schriftlich in Verbindung zu setzen, rechtzeitig 

über die geplante Umsetzung der einzelnen Bauschritte zu unterrichten und bei der 

Umsetzung der Maßnahme möglichst schonend vorzugehen. Sie fordern den 

Abschluss einer Gestattungsvereinbarung und die Zahlung einer Nutzungs-

entschädigung. Ferner soll die Bevollmächtigte den Schaden, der durch etwaige 

Mietausfälle während der Baumaßnahme entsteht, ersetzen. Die Bevollmächtigte solle 

entfernte oder zu Bruch gegangene Grundstückszäune ersetzen bzw. wieder 

anbringen und die Teilflächen so wieder zurückgeben, wie sie vorher vorgefunden 

wurden. Die Einwender fordern, dass eventueller Bauschutt oder alte entfernte 

Bauteile durch die Bevollmächtigte auf eigenen Kosten vom Grundstück entfernt 

werden und dass keine Gefahrengüter, an denen sich Dritte beim Betreten der 

Grundstücksfläche verletzen könnten, während der Bauphase liegen bleiben, bzw. so 

gesichert werden, dass unbefugte Dritte keinen Zugang darauf haben. 

 

Die Bevollmächtigte äußerte sich dahingehend, dass die temporäre Inanspruchnahme 

der betroffenen Grundstücke notwendig sei, um ein beidseitiges Schutzgerüst mit 

Schutznest oberhalb der Casterfeldstraße zu errichten bzw. die hierfür notwendigen 

Materialien anzuliefern. Der Zugang zum Gewerbebetrieb sei auch während der 

Bauausführung gewährleistet. Lediglich für wenige Stunden, in welchen das 

Schutznetz zwischen den Gerüsten ein- bzw. ausgezogen wird und währenddessen 

der Kreuzungsbereich gesperrt werden muss, könne es zu einer Erschwerung des 

Zugangs kommen. Außerhalb dieses Zeitraums werde der Zufahrtsweg zum 

Grundstück durch das Vorhaben jedoch nicht beeinträchtigt. Im Zuge der aktuell 

laufenden Ausführungsplanung erfolge die Detailplanung des Gerüstes. Die 

ursprünglich geplante Fläche auf dem Grundstück der Einwender könne möglicher-

weise reduziert werden. Vor Beginn der Baumaßnahmen werde die Bevollmächtigte 

diesbezüglich auf die Einwender zugehen. Ferner werde die Bevollmächtigte auf 

Wunsch der Betroffenen vor und nach der Baumaßnahme ein Bestandsprotokoll durch 

die beauftragte Baufirma erstellen lassen, um etwaige Schäden zu dokumentieren. Die 

entstandenen Schäden werde die Bevollmächtigte, soweit möglich, durch die Baufirma 

beheben lassen und für alle weiteren Schäden nach den gesetzlichen Bestimmungen 

Schadensersatz leisten.  

 

Im Übrigen ist die Entschädigung betroffener Grundstückeigentümern nicht 

Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens. Wie von der Bevollmächtigten in ihrer 

Stellungnahme vom 19.02.2024 ausgeführt, werden privatrechtliche Vereinbarungen 

zu Entschädigungen zwischen mit den Vorhabenträgerinnen parallel oder im 

Nachgang zum laufenden Planfeststellungsverfahren getroffen. Sollte man sich in 
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diesem Rahmen privatrechtlich nicht einigen können, besteht die Möglichkeit einer 

Besitzeinweisung und Enteignung über die Enteignungsbehörde. In diesem Rahmen 

wäre dann ggf. auch eine Entschädigung zu regeln. Unabhängig von der Frage der 

Einwendungsbefugnis der Grundstückseigentümer in Bezug auf die geltend gemachte 

Existenzgefährdung der Pächter durch das Vorhaben, vermag der Vortrag im Hinblick 

auf die kurze Dauer der Straßensperrungen nicht zu überzeugen. Denn der Zugang 

zum Gewerbebetrieb soll nur für wenige Stunden während der Errichtung des 

Schutzgerüstes durch die Sperrung des Kreuzungsbereichs erschwert sein. Die kurze 

Einschränkung des Zugangs ist den Gewerbebetreibenden zumutbar. 

 

XII. Zusammenfassung 

 

Nach Abwägung aller für und gegen das Vorhaben sprechenden öffentlichen und 

privaten Belange ist der Planfeststellungsbeschluss für das beantragte Vorhaben zu 

erlassen. 

 

Das Vorhaben ist gerechtfertigt sowie erforderlich und trägt den Planungsleitsätzen  

und Planungszielen Rechnung. Bei der gemäß § 43 Abs. 3 EnWG unter 

Berücksichtigung der Umweltverträglichkeit vorzunehmenden Abwägung zwischen 

den betroffenen privaten und öffentlichen Belangen einerseits und dem öffentlichen 

Interesse an der Verwirklichung des Vorhabens andererseits kommt die Planfest-

stellungsbehörde zu dem Ergebnis, dass das Vorhaben geeignet, erforderlich und 

verhältnismäßig ist.  

 

Dem Antrag der Vorhabenträgerinnen kann daher entsprochen und der Plan mit den 

in dieser Entscheidung festgesetzten Nebenbestimmungen und Zusagen festgestellt 

werden. 

 

C. Gebühr 

 

Für diesen Planfeststellungsbeschluss wird gemäß §§ 1 bis 7 des Landesge-

bührengesetzes (LGebG) in Verbindung mit § 1 der Gebührenverordnung UM 

(GebVO UM) und Nr. 14.4.1 des Gebührenverzeichnisses (GebVerz UM) eine Gebühr 

erhoben, die die Bevollmächtigte als Antragstellerin zu tragen hat (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 

LGebG).  

 

Die Festsetzung der Gebühr bleibt einem gesonderten Bescheid vorbehalten. 
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D. Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg mit Sitz in 

Mannheim erhoben werden. 

 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer in Prozesskosten-

hilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 

Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof 

eingeleitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer 

staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der 

Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt 

besitzen, zugelassen; soweit diese Beteiligte sind, können sie sich selbst vertreten. 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 

ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können 

sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch 

Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer 

Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer 

öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Weitere 

Vertretungsbefugnisse können sich im Einzelfall aus § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 der 

Verwaltungsgerichtsordnung ergeben. 

 

Hinweis: 

Die Anfechtungsklage gegen den Planfeststellungsbeschluss hat keine aufschiebende 

Wirkung. Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungs-

klage gegen den Planfeststellungsbeschluss nach § 80 Abs. 5 Satz 1 der 

Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung des 

Planfeststellungsbeschlusses gestellt und begründet werden. 

 

Der Planfeststellungsbeschluss wird dem Träger des Vorhabens zugestellt. Gegen-

über allen anderen Betroffenen und denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, 

gilt der Planfeststellungsbeschluss nach Ablauf von zwei Wochen ab Zugänglich-

machung auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Karlsruhe als zugestellt. 

 

gez. Leyla Beyza Keleș 


